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Allgemeine Informationen

Voraussetzungen fiir eine Beistandschaft

Fur Personen, die weder in der Lage sind, ihre personlichen, finanziellen, administrativen oder
rechtlichen Angelegenheiten selbstandig zu erledigen, noch jemanden von sich aus zu beauf-
tragen und ausreichend zu kontrollieren vermogen, errichtet die Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehorde (KESB) unter Wahrung grosstmaoglicher Selbstbestimmung massgeschneiderte
Erwachsenenschutzmassnahmen.

Gemass Art. 390 ZGB mussen die folgenden Voraussetzung fur die Errichtung einer Beistand-
schaft gegeben sein:

' Die Erwachsenenschutzbehorde errichtet eine Beistandschaft, wenn eine volljahrige Person:

1. wegen einer geistigen Behinderung, einer psychischen Storung oder eines dhnlichen in
der Person liegenden Schwachezustands inre Angelegenheiten nur teilweise oder gar nicht
besorgen kann;

2. wegen vorubergehender Urteilsunfahigkeit oder Abwesenheit in Angelegenheiten, die er-
ledigt werden mussen, weder selber handeln kann noch eine zur Stellvertretung berechtigte
Person bezeichnet hat.

2 Die Belastung und der Schutz von Angehérigen und Dritten sind zu berUcksichtigen.

% Die Beistandschaft wird auf Antrag des Betroffenen oder einer nahestehenden Person oder
von Amtes wegen errichtet.

Arten und Wirkungen von Beistandschaften
Begleitbeistandschaft (Art. 393 ZGB)

Im Ubertragenen Sinn berat und unterstutzt die Beistandsperson die betroffene Person nieder-
schwellig. Ihre Handlungsfahigkeit bleibt unberihrt und die betroffene Person bleibt fur alle
Belange selbst zustandig. Die Beistandsperson hat keine Vertretungskompetenz. Die Voraus-
setzungen zur Errichtung der Begleitbeistandschaft sind die Zustimmung und die Urteilsfahig-
keit der betroffenen Person.

Mitwirkungsbeistandschaft (Art. 396 ZGB)

Die betroffene Person bzw. die Beistandsperson durfen gewisse Entscheidungen nur noch mit
Zustimmung der jeweils anderen Person treffen. Das heisst die betroffene Person kann gewis-
se Geschafte nur noch mit der Beistandsperson beschliessen beziehungsweise das Geschaft
wird erst rechtsgultig abgeschlossen, wenn die Beistandsperson ihre Zustimmung gegeben
hat. Die Voraussetzungen zur Errichtung der Mitwirkungsbeistandschaft sind die Zustimmung
und die Urteilsfahigkeit der betroffenen Person.

Vertretungsbeistandschaft (Art. 394 ZGB)

Die Beistandsperson handelt im Namen der betroffenen Person und tatigt Geschafte und
schliesst Vertrage ab. Die betroffene Person kann dies jedoch auch selbst erledigen. Wenn mit
der Vertretungsbeistandschaft die Handlungsfahigkeit eingeschrankt wird, kann die betroffene
Person diese Rechtsgeschafte nicht rechtsgultig abschliessen und nicht mehr selbst erledigen.

Die Begleit-, die Vertretungs- und die Mitwirkungsbeistandschaft konnen gemass Art. 397 ZGB
miteinander kombiniert werden.

Allgemeine Informationen - Beistandschaften
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Umfassende Beistandschaft (Art. 398 ZGB)

Die umfassende Beistandschaft ist nur dann nétig, wenn die betroffene Person in allen Le-
bensbereichen Unterstltzung bendtigt und gegen ihre eigenen Interessen handelt oder die
Handlungen der Beistandsperson in samtlichen Sorgebereichen durchkreuzen wirde. Die um-
fassende Beistandschaft fuhrt dazu, dass die Beistandsperson alle Angelegenheiten fur die
betroffene Person erledigen muss. Die Beistandsperson muss die betroffene Person in allen
Lebensbereichen vertreten. Die Handlungsfahigkeit der betroffenen Person entfallt von Geset-
zes wegen vollumfanglich.

Aufgaben einer Beistandsperson

Die Aufgaben im Rahmen einer gesetzlichen Betreuung umfassen je nach Mandat die Per-
sonensorge, die Vermogenssorge und den Rechtsverkehr. Dabei richten sich die Hilfestellun-
gen jeweils nach den speziellen Bedurfnissen und Fahigkeiten der Person und deren Situa-
tion.

Die konkreten Aufgaben der Beistandsperson sind im Errichtungsbeschluss der KESB sowie
auf der Ernennungsurkunde vermerkt.

In der konkreten Arbeit mit den Betroffenen ist es entscheidend, neben der formalen Pflichter-
fullung auch das subjektive Empfinden der Betroffenen zu berucksichtigen. Konkret heisst
dies, dass jeder Mensch ein Selbstbestimmungsrecht hat. Dieses ist zu respektieren. Wo im-
mer moglich mussen die notwendigen Schritte mit der betreuten Person gemeinsam geplant
und angegangen werden.

Personensorge

Unter die personliche Betreuung fallt zum Beispiel das Ermdéglichen selbstandiger Schritte, das
Aufgleisen von Dienstleistungen zum Schutz / fur die Gewahrleistung der Gesundheit in Bezug
auf das Wohnen, die Arbeit und den Alltag sowie das Begleiten eines Heimeintritts oder die
Wohnungssuche bzw. -auflosung. Zur Personensorge gehort auch das Einbeziehen von Werten
und Wunschen der betroffenen Person in Bezug auf Fragen des Lebens und des Alltags.

Vermogenssorge

Die Aufgaben innerhalb der Vermdgenssorge sind relativ gross und sehr vielfaltig.

Die Einkommensverwaltung inklusive Erstellung eines Budgets, Ausfullen der Steuererklarung,
Geltendmachung von Leistungen aus den Sozialversicherungen, Bezahlen von Rechnungen etc.
gehort zu den Aufgaben in der Vermogenssorge. Je nach Situation gehort auch das Einrichten
von Dauerauftragen dazu sowie die Geltendmachung von Arbeitslosengeldern.

Bei der Vermogenssorge ist die Verordnung Uber die Vermogensverwaltung im Rahmen einer
Beistandschaft oder Vormundschaft (VBVV) zu berlcksichtigen.
Rechtsverkehr

Es geht um die Wahrung der Interessen der verbeistandeten Person in Bezug auf den Rechts-
verkehr. Dies umfasst Vertragsverhandlungen jeglicher Art. Das Gegenulber konnen Privatper-
sonen, Behorden, Amter, (Sozial-)Versicherungen, Post, Banken etc. sein.

Allgemeine Informationen - Beistandschaften
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Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht

Als Beistandsperson unterstehen Sie der Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht nach Art.
413 ZGB. Die Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht umfasst alle Ihnen in Erfullung lhrer
Funktion als Beistandsperson anvertrauten oder von lhnen sonst wie wahrgenommenen per-
sonlichen Informationen uber die betroffene Person, deren Angehorigen oder beteiligter Dritter,
welche nicht allgemein bekannt sind. Unter die personlichen Verhaltnisse fallen beispielsweise
gesundheitliche, wirtschaftliche, finanzielle und berufliche Umstande, aber auch religiose und
politische Uberzeugungen.

Jede betreute Person hat Anrecht auf die Wahrung ihrer Privatsphare, unabhangig von ihrer
geistigen und korperlichen Verfassung. Personliche Daten, die Ihnen in lhrer Funktion als man-
datstragende Person bekannt werden, durfen nicht an Dritte weitergegeben werden, es sei
denn, die betroffene Person habe Sie fur diese Informationen ausdrtcklich von der Schweige-
pflicht entbunden. Ausnahmen von der Schweigepflicht gelten gegentber denjenigen Stellen,
die im Interesse der betreuten Person darauf angewiesen sind, informiert zu werden (arztliche
Fachpersonen, Krankenkasse, AHV-Zweigstelle, KESB). Es durfen nur die fur den verfolgten
Zweck unbedingt notwendigen Informationen mitgeteilt werden. Auch gegentber anderen Be-
horden sind Sie nicht berechtigt, Auskunft zu geben. Das Vertrauensverhaltnis zwischen Ihnen
und der betroffenen Person beruht auf dieser Verschwiegenheit und ist Voraussetzung fur das
Gelingen der angeordneten Massnahme.

Die Verschwiegenheitspflicht gilt grundsatzlich auch gegenuber Angehorigen und potentiellen
Erbberechtigen. Es darf mit ihnen deshalb nicht Uber medizinische Befunde, personliche Prob-
leme oder die finanzielle Situation der betreuten Person gesprochen werden. Sofern die Ange-
horigen sich um die betreute Person kimmern und eine Information offensichtlich im Interesse
der betreuten Person liegt, darf ein Austausch gepflegt werden — so wenig wie moglich, so viel
wie notwendig.

Bei einer Verletzung der Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht konnen Sie zur Verantwor-
tung gezogen werden und haften fur den verursachten Schaden und mussen unter Umstan-
den der geschadigten Person gemass Art. 454 f. ZGB Schadenersatz oder eine Genugtuung
leisten.

Zeugnisverweigerungsrecht

In einem Strafverfahren gegen eine betreute Person besteht flr die mandatstragende Person
ein Zeugnisverweigerungsrecht; ebenso konnen Sie im Zivilverfahren die Aussage Uber person-
liche Verhaltnisse der betreuten Person verweigern.

Hochstpersonliche Rechte der betreuten Person

Personen, fur die eine Beistandschaft errichtet wurde, sind — soweit sie urteilsfahig sind - in
der Wahrung ihrer Rechte grundsatzlich nicht eingeschrankt. Auch urteilsunfahige Personen
behalten ihre Personlichkeitsrechte.

In der Rechtsprechung werden absolut héchstpersonliche Rechte (schliessen jede Vertretung
aus) und relativ hochstpersonliche Rechte (Vertretung durch eine gesetzliche Vertretung ist
moglich) unterschieden.

Absolut hochstpersonliche Rechte einer Person sind z. B. das Verfassen eines Testaments,
Entscheide Uber schwere Eingriffe in die korperliche Unversehrtheit (Operationen, Amputatio-
nen, Schwangerschaftsabbruch, Sterilisation, Medikamentenversuche), Zugehorigkeit zu ei-
nem Glaubensbekenntnis etc.

Relativ hochstpersdnliche Rechte sind beispielsweise eine Namensanderung oder leichte Ein-
griffe in die korperliche Integritat.

Allgemeine Informationen / Rechte und Pflichten
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Bei Unsicherheit, ob es sich um relative oder absolute Rechte handelt bzw. ob eine Vertretung
der betroffenen Person moglich ist, wenden Sie sich an die KESB Rheintal.

Rechtsschutz der betreuten Person

Die betreute Person hat die Moglichkeit, gegen Entscheide der KESB eine Beschwerde bei der
Rechtsmittelinstanz einzureichen. Angaben dazu finden Sie in der Rechtsmittelbelehrung auf
den Beschlussen und Verfugungen der KESB.

Sollte die betroffene Person durch Handlungen oder Unterlassungen der behaordlichen Organe
oder der Beistandspersonen Schaden erleiden, steht ihr das Recht auf Schadenersatz zu.

Beschwerden gegen die KESB selbst sind an das Amt fir Soziales des Kantons St. Gallen (Auf-
sicht der KESB im Kanton St. Gallen) zu richten. Aufsichtsstelle Uber die Beistandspersonen ist
die KESB. Beschwerden gegen Beistandspersonen sind somit an die KESB zu richten.

Versicherung der privaten Beistandspersonen

Als private Beistandsperson sind Sie gegen Schaden, die Sie der betreuten Person oder in Aus-
ubung ihres Mandates Dritten aus Versehen verursachen, versichert. Die Moglichkeit eines
Ruckgriffs auf die schadenverursachende Beistandsperson wird vorbehalten.

Beziehungspflege und Kontakte mit der betreuten Person

Zu den Aufgaben einer Beistandsperson gehort es in der Regel, den Kontakt zur betreuten Per-
son herzustellen und zu pflegen. Beachten Sie bitte, dass Sie nicht fur alles personlich zustan-
dig sind. Einkaufe, Mahlzeitenzubereitung, Reinigungsarbeiten, Pflege etc. organisieren Sie je
nach Bedarf mit der Spitex, der Pro Senectute oder einer geeigneten anderen Stelle. Bei Perso-
nen, die im Heim leben, geht man davon aus, dass die tagliche Betreuung gewahrleistet ist.

Die KESB kann im Sinne einer betreuerischen Minimalgarantie vorgeben, wie haufig ein Kon-
takt zur betreuten Person gepflegt werden soll. Letztlich liegt es jedoch in lhrem Ermessen, wie
haufig Sie die betroffene Person kontaktieren oder besuchen wollen.

Im Heim wird die alltagliche Betreuung durch das Pflegepersonal geleistet. Bei alteren Per-
sonen kann ein Heimbesuch im Abstand von einer bis vier Wochen, bei jungeren alle ein bis drei
Monate sinnvoll sein. Am besten lassen Sie sich von den aktuellen Umstanden, Ihren eigenen
Moglichkeiten sowie den (objektivierten) Bedurfnissen der betreuten Person leiten.

Falls Sie die Bereitschaft haben, auf freiwilliger Basis mehr in die Kontaktpflege zu investieren,
lassen Sie sich von der konkreten Situation der betreuten Person leiten. So hangt es unter an-
derem davon ab, wie gut die betreute Person in ihre Umgebung integriert ist und wie weit sie
Uberhaupt Kontakte wiinscht oder (noch) fahig ist, Beziehungen einzugehen. Um einschatzen
zu konnen, welche Beziehungsintensitat angemessen ist, konnen Ihnen folgende Fragen weiter
helfen:

- Fuhlt sich die betroffene Person wohlin ihrer Umgebung?

- Pflegt sie Kontakte mit Mitbewohnenden oder Aussenstehenden?

- Erhalt sie Besuch von Verwandten und Bekannten?

- Ist sie kontaktfreudig oder bedeuten Besuche lediglich Stress fur sie?

- Wie oft werden andere Heimbewohnende durch amtliche Beistandspersonen besucht
und wie stehen sie dazu?

- Welche Bedeutung hat der Besuch der Beistandsperson fur die betroffene Person
(Aufmerksambkeit, Kontrolle, Amtsbesuch mit Sitzungscharakter, Kontakt mit der Aus-
senwelt, Einflussmoglichkeiten durch die Person selbst etc.)?

Allgemeine Informationen / Rechte und Pflichten
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- Besteht Anlass dazu, die Betreuungsarbeit der Einrichtung (Heim, Spital) eng zu
uberwachen?

Sollte die betroffene Person die Kontakte nicht positiv werten, haben haufige Besuche wenig
Sinn. Naturlich kann sich auch in einem solchen Fall die Situation allmahlich ins Positive wen-
den. Dies hangt letztlich mit personlichen Erfahrungen und Eigenheiten der betreuten Person
zusammen, welche zu akzeptieren und zu berUcksichtigen sind.

Lebt eine Person in der eigenen Wohnung, kann eine grossere Kontaktintensitat angezeigt sein.
Die Beistandsperson erhélt so einen Uberblick, wenn innerhalb der personlichen Betreuung
weitere ambulante Hilfestellungen ndtig werden (Spitex, Haushalthilfe, Mahlzeitendienst, Pro
Senectute).

Die Beziehung zur betreuten Person kann sich unterschiedlich entwickeln und gestalten. Nach
einer Phase des gegenseitigen Kennenlernens entsteht oft ein Vertrauensverhaltnis, aus dem
gegenseitig bereichernde Kontakte erwachsen konnen. Manchmal bleibt es jedoch auch bei
relativformalen Begegnungen. Berucksichtigt man die Einzigartigkeit eines Menschen mit all
seinen personlichen Ausdrucksformen, wird diese Unterschiedlichkeit verstandlich und soll
nach Moglichkeit auch akzeptiert werden.

Allgemeine Informationen / Rechte und Pflichten
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Kosten bei Erwachsenenschutzmassnahmen
Gebiihren

Die Gebuhren basieren auf der gesetzlichen Grundlage des Gebuhrentarifs fur die Kantons-
und Gemeindeverwaltung (sGS 812.5). Besteht flr die Gebuhr ein Mindest- und ein Hochstan-
satz, so ist sie innerhalb dieses Rahmens nach dem Wert und der Bedeutung der Amtshand-
lung, dem Zeit- und Arbeitsaufwand und der erforderlichen Sachkenntnis zu bemessen (Art. 11
Verwaltungsgebihrenverordnung, VGV).

Betrage in CHF
Anordnungen betreffend die Patientenverfigung 200.00 bis 3‘000.00

Anordnung betreffend den Vorsorgeauftrag 400.00 bis 4'000.00

Errichtung einer Beistandschaft

Errichtung einer Kindes- und Erwachsenenschutzmassnah-  200.00  bis 3‘000.00
me

Ubernahme einer Beistandschaft von einer anderen KESB 100.00 bis 500.00

Genehmigung von Bericht und Rechnung

Ordentlicher Bericht (i. d. R. zweijahrlich, bis 3%. desverwal- 100.00 bis 10000.00
teten Vermogens)

Vom verwalteten Vermogen unter CHF 5°000.00 werden keine

Gebuhren erhoben.

Ausserordentliche Geschifte
Aufnahme des Inventars 100.00 bis 1‘500.00
Zustimmungsbedurftige Geschafte gem. Art. 416 ZGB 200.00 bis 4‘000.00

Anlagebewilligungen und Genehmigung von Vermogensver- ~ 200.00  bis 4:000.00
waltungsvertragen

Beschrankung der Handlungsfahigkeit 200.00 bis 1°000.00
Aufhebung
Aufhebung einer Beistandschaft 200.00 bis 1°000.00

Weitere Belastungen

Auslagen fir Gutachten, Expertisen, Publikationen, Rechtsgeschafte, Ubersetzungsdienste,
Arztberichte etc. werden grundsatzlich als Verfahrenskosten in Rechnung gestellt.

Allgemeine Informationen / Kosten bei Erwachsenenschutzmassnahmen
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Gesetzliche Vertretungsrechte der Angehérigen

Wenn eine Person nicht mehr selber handeln kann und weder eine Patientenverfugung noch ein
Vorsorgeauftrag besteht, dannistim Zivilgesetzbuch (ZGB) vorgesehen, dass die Angehdrigen
in bestimmten Aufgabenbereichen diese Person vertreten konnen. Diese gesetzlichen Vertre-
tungsrechte ermoglichen den Angehorigen anstelle der urteilsunfahigen Person ohne grosse
Umstande gewisse Entscheide zu treffen.

Vertretung durch den Ehepartner oder Ehepartnerin, den eingetragenen Partner oder Part-
nerin

Wird eine verheiratete oder in einer eingetragenen Partnerschaft lebende Person urteilsunfa-
hig, kann sie der Ehegatte oder der eingetragene Partner respektive die eingetragene Partnerin
vertreten. Voraussetzung dafur ist, dass sie im gleichen Haushalt lebt oder regelmassig per-
sonlichen Beistand leistet. Zudem ist massgebend, dass kein Vorsorgeauftrag und auch keine
Patientenverflgung und keine entsprechende Beistandschaft besteht.

Das Vertretungsrecht umfasst:

1. alle Rechtshandlungen, die zur Deckung des Unterhaltsbedarfs Ublicherweise erforderlich
sind;

2. die ordentliche Verwaltung des Einkommens und der Ubrigen Vermogenswerte;

3. und notigenfalls die Befugnis, die Post zu 6ffnen und zu erledigen.

Sind im Rahmen der Vermoégensverwaltung ausserordentliche Handlungen erforderlich (z.B.
der Verkauf einer Liegenschaft), ist dazu die Zustimmung der KESB erforderlich.
Vertretung bei medizinischen Massnahmen

Ist jemand urteilsunfahig und sind Entscheidungen Uber medizinische Massnahmen zu treffen,
so sind gemass Art. 378 Abs. 1 ZGB folgende Personen in der dargestellten Reihenfolge vertre-
tungsberechtigt:

1. dieineiner Patientenverfugung oder in einem Vorsorgeauftrag bezeichnete Person;

2. der Beistand oder die Beistandin mit einem Vertretungsrecht bei medizinischen Massnah-
men;

3. der Ehegatte oder die Ehegattin, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner,
der/die mit der urteilsunfahigen Person einen gemeinsamen Haushalt fuhrt oder ihr regel-
massig und personlich Beistand leistet;

4. die Person, die mit der urteilsunfahigen Person einen gemeinsamen Haushalt fuhrt und ihr
regelmassig und personlich Beistand leistet;

5. die Nachkommen, wenn sie der urteilsunfahigen Person regelmassig und personlich Bei-
stand leisten;

6. die Eltern, wenn sie der urteilsunfahigen Person regelmassig und personlich Beistand leis-
ten;

7. die Geschwister, wenn sie der urteilsunfahigen Person regelmassig und personlich Bei-
stand leisten.

Gibt es niemanden, der nach dieser Liste zur Vertretung berechtigt ist und sind Entscheidun-
gen zu treffen, so kann die KESB eine Beistandschaft errichten und jemanden zur Vertretung
berechtigen.

Allgemeine Informationen / Gesetzliche Vertretungsrechte der Angehorigen
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Wohnsituation

Grundsatz: Besteht die Absicht, die Wohnform oder den Wohnort der verbeistandeten
Person zu &ndern, kontaktieren Sie die KESB Rheintal, um das Vorgehen zu
klaren.

Zivilrechtlicher Wohnsitz
(Art. 23 ff. ZGB)

Urteilsfahige verbeistandete Personen konnen ihren zivilrechtlichen Wohnsitz grundsatzlich
selbstandig wechseln.

Personen mit einer umfassenden Beistandschaft konnen ihren Wohnsitz nicht selbstandig
verlegen. Die KESB muss dazu ihre Zustimmung geben.

Wohnortwechsel

Bei einem definitiven Umzug in eine andere Gemeinde ausserhalb des Zustandigkeitsgebietes
der KESB Rheintal erfolgt die MandatstUbernahme durch die am neuen Wohnort zustandige
KESB. Hierfur ist die KESB auf entsprechende Meldung angewiesen.

Personen mit Leistungen der Sozialversicherungsanstalt (SVA) des Kantons St. Gallen (AHV, IV,
Erganzungsleistungen etc.) mussen den Wohnortwechsel auch der AHV-Zweigstelle melden.
Bei einem Wohnortswechsel in einen anderen Kanton ist zu beachten, dass fur die Erganzungs-
leistungen eine neue Anmeldung ausgefullt und der AHV-Zweigstelle am zivilrechtlichen
Wohnsitz der betroffenen Person eingereicht werden muss.

Wohnungskiindigung

Soweit die betreute Person urteilsfahigist in Bezug auf die Wohnungskundigung, kann die
Kundigung mit Zustimmung der betroffenen Person erfolgen. Die KESB Rheintal muss dazu
nichtinvolviert werden.

Ist die betroffene Person urteilsunfahig in Bezug auf die Wohnungskundigung, hat die KESB
Rheintal der Wohnungskundigung die Zustimmung zu erteilen, damit diese verbindlich wird.
Oftmals macht es Sinn, sich vor Einreichen der Kundigung kurz mit der KESB abzusprechen, ob
diese eine Zustimmung unter den gegebenen Umstanden in Betracht zieht oder nicht.

Haushaltsauflésung

Eine Haushaltsauflosung ist eine heikle Angelegenheit, da sie mit emotionalen und rechtlichen
Fragen verknupftist. Diese mussen vorsichtig geklart werden.

Zu den Aufgaben einer privaten Beistandsperson kann es gehoren, eine Haushaltsauflosung zu
organisieren. Soweit die betreute Person urteilsfahig ist, konnen Sie mit Zustimmung der be-
treuten Person die Haushaltsauflosung koordinieren.

Bei urteilsunfahigen Personen sind primar die Angehorigen fur die Haushaltsauflosung zustan-
dig. Sind keine Angeharigen vorhanden, die die Haushaltsauflosung vornehmen und Sie neh-
men diese in Vertretung der betroffenen Person vor, so brauchen Sie die Zustimmung der KESB
(siehe Kapitel ZustimmungsbedUrftige Geschdfte). Oftmals macht es Sinn, bereits im Voraus von
der KESB Rheintal eine Einschatzung betreffend die Haushaltsauflosung einzuholen.

Das Putzen, Raumen und Umziehen gehoren nicht zu der Mandatsfuhrung und die Auslagen
daflr konnen Sie nicht im Rahmen der Entschadigung fur die Mandatsfuhrung geltend ma-
chen. Sollten Sie sich entscheiden, selber Hand anzulegen, so bitten wir Sie, die Entschadigung
vorgangig mit der Erwachsenenschutzbehorde zu klaren.

Wohnsituation
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Heimeintritt / Heimbewohnende

Ein Heimeintritt erfolgt in Zusammenarbeit mit anderen involvierten Stellen (Spitex, Klinik, Spi-
tal, artzliches Fachpersonal). Das Mitspracherecht der betreuten Person wird in der Regel vo-
rausgesetzt. Es kann vorkommen, dass ein Arzt/eine Arztin oder eine Behdrde eine Heimein-
weisung gegen den Willen einer Person veranlassen muss, wenn gesundheitliche oder andere
dringliche Grunde, wie eine Selbstgefahrdung, dies erfordern.

Dauervertrage Uber die Unterbringung einer urteilsunfahigen Person missen grundsatzlich von
der KESB genehmigt werden (siehe Kapitel Zustimmungsbedlirftige Geschdfte).

Ausnahme: Die Vertretung erfolgt durch Angehorige, welchen ein gesetzliches Vertretungsrecht
gemass Art. 382 Abs. 3. V. m. Art. 378 Abs. 1 ZGB zukommt.

Ein Heimeintritt kann einen Anspruch auf Erganzungsleistungen begrunden; die Anmeldung
auf der AHV-Zweigstelle muss innerhalb von sechs Monaten nach Eintritt erfolgen.

Sodann kann mit dem Heimeintritt unter Einreichung der Heimrechnung bei der AHV-
Zweigstelle eine Anpassung der Erganzungsleistungen beantragt werden.

Bei V- und AHV-Rentner/innen, welche in einem Heim leben, werden die Heimrechnungen Uber
verschiedene Quellen finanziert.

Bei den Alters- und Pflegeheimrechnungen gibt es zwei Bereiche mit je einem eigenen Finan-
zierungsschlussel: Die Pflegefinanzierung (Krankenversicherungsgesetz (KVG)) fur Kosten der
Pflege und die Finanzierung der Pension (Sozialversicherungsgesetz (SVG)) fur Kosten der Un-
terkunft, Verpflegung, Betreuung und bezuglich des Pflegeselbstbehalts.

Pflegefinanzierung / KVG

Seit 1. Januar 2011 gilt das Bundesgesetz Uber die Neuordnung der Pflegefinanzierung. Wei-
terhin wird die obligatorische Krankenversicherung einen Anteil an den Pflegekosten tberneh-
men. Dieser Anteil wird vom Bund fur die ganze Schweiz einheitlich festgelegt. Es gibt ein Be-
rechnungsmodell mit zwolf Pflegestufen und den entsprechenden Krankenkassenbeitragen
pro Pflegetag.

Die Restfinanzierung der Pflegekosten wird vom Kanton (in St. Gallen: Sozialversicherungsan-
stalt St. Gallen (SVA SG)) Gbernommen.

Es bleibt ein Selbstbehalt von maximal CHF 23.00 (max. 20% von CHF 115.20) pro Tag und be-
treute Person (Stand 2020), welcher bei Erganzungsleistungs-Bezug in der Ergadnzungsleis-
tungs-Berechnung berucksichtigt wird.

Unter www.svasg.ch finden Sie einen Online-Rechner.

Finanzierung der Pension

Die Heimkosten (Unterkunft, Verpflegung, Betreuung und Selbstbehalt der Pflegekosten) wer-
den Uber die Renten der AHV, BVG/Pensionskassen, Hilflosenentschadigung und einen allfalli-
gen Vermogensverzehr finanziert. Genugen diese Einkunfte nicht, besteht ein Anspruch auf
Erganzungsleistungen.

Unter www.svasg.ch finden Sie einen Online-Rechner zur provisorischen Einschatzung.

Zur Beachtung: Nur anerkannte Heime werden finanziert!

Wohnsituation / Heimeintritt / Heimbewohnende
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Zuhause lebende betroffene Personen (volljahrige Kinder)

Grundsatzlich soll ein erwachsener Mensch fur seine Lebenshaltungskosten selber aufkom-
men. Dazu gehoren etwa die Kosten fur Kost und Logis in der effektiven Hohe.

Lebt eine betroffene Person nicht in einer Institution — in der Regel bei den Eltern — empfiehlt
es sich, die monatlichen Kosten fur das Wohnen inklusive Nebenkosten, Mahlzeiten und Wa-
sche aufzulisten.

Sie finden im Anhang dieses Handbuchs ein Muster fur eine Dienstleistungs- und Unter-
kunftsauflistung. Sie dient als Beispiel und kann beliebig an die individuelle Situation ange-
passt werden. Hilfe zur Ermittlung der verschiedenen Anséatze (Mahlzeiten, Logis und Wa-
sche) finden sie auf der Homepage des Dachverbandes Budgetberatung Schweiz. Dort finden
Sie verschiedene Budgetbeispiele und auch Ansatze fur Kost und Logis
(https://budgetberatung.ch/budgetbeispiele).

Die Ausgaben fur Wohnen, Wohnnebenkosten und Haushaltnebenkosten werden in der Regel
durch die Anzahl Personen geteilt, die im Haushalt leben. Leben zum Beispiel Mutter und
Vater mit einem volljahrigen Kind in einem Haushalt, so wird die Miete (oder der Eigenmiet-
wert bei selbstbewohnter Liegenschaft) inklusive Nebenkosten durch drei Personen aufge-
teilt.

Auch fur die Erganzungsleistungen verlangt die Sozialversicherung eine Bestatigung fur die
Miete. Hier kann die Auflistung ebenso als Nachweis fur diese Kosten dienen.

Die KESB Rheintal verlangt von den Eltern grundsatzlich keine Dienstleistungs- und Unter-
kunftsauflistung. Sie dient jedoch als Grundlage fur die wiederkehrende Rechnungsprufung,
damit die Belastungen fur Kost und Logis auf dem Zahlungsverkehrskonto nachvollzogen
werden konnen. Entsprechend empfiehlt die KESB Rheintal die Erstellung einer solchen Auf-
listung.

Wohnsituation / Zuhause lebende betroffene Personen
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Finanzen

Erganzungsleistungen zur AHV und IV

Wer Anspruch auf eine Rente der AHV (auch bei einem Rentenvorbezug) oder auf eine Rente der
Invalidenversicherung (IV) hat, kann einen Anspruch auf Ergadnzungsleistungen geltend ma-
chen. Erganzungsleistungen konnen auch an Personen ausgerichtet werden, die nach Vollen-
dung des 18. Altersjahrs eine Hilflosenentschadigung der IV oder wahrend mindestens sechs
Monaten ein Taggeld der IV erhalten haben.

Folgende weitere Punkte sind ebenfalls zu beachten, um Erganzungsleistungen beanspruchen
zu konnen:

- Dieversicherte Person darf nicht mehr als CHF 100'000.00 (Alleinstehende) oder
CHF 200'000.00 (Ehepaare) Vermogen haben. Fir die Prufung, ob das Vermaogen die zu-
lassige Schwelle Ubersteigt, werden selbstbewohnte Liegenschaften nicht bertcksichtigt.

- Die versicherte Person muss ihren Wohnsitz und tatsachlichen Aufenthalt in der Schweiz
haben.

- Dieversicherte Person muss Burger/in der Schweiz oder eines EU/EFTA-Mitgliedsstaates
sein.

- Dieversicherte Person muss bei auslandischer Staatsangehorigkeit seit mindestens zehn
Jahren ununterbrochen in der Schweiz leben. Fur Fluchtlinge und Staatenlose betragt
diese Frist funf Jahre.

Die jahrlichen Erganzungsleistungen entsprechen der Differenz zwischen den anerkannten
Ausgaben (z. B. Mietzins, Heimkosten, Pauschale fur Lebenskosten) und den anrechenbaren
Einnahmen (z. B. Renteneinnahmen, Leistungen der Krankenkasse). Dazu kommen Pauschal-
betrage oder die effektiven Pramien fur die obligatorische Krankenversicherung, welche jedoch
direkt der Krankenversicherung Uberwiesen werden.

Vermégen und Ergdnzungsleistung

Das Vermogen hat einen Einfluss auf die Berechnung. Ubersteigt das Vermogen den Freibetrag
von CHF 30°000.00 fur Alleinstehende und CHF 50°000.00 fur Ehepaare wird vom Ubersteigen-
den Betrag ein Teil als Einnahmen angerechnet. Dies nennt man Vermogensverzehr. Dabei
werden folgende Anteile des Ubersteigenden Betrages als Vermogensverzehr angerechnet:

- beim Bezugvon Invaliden- und Hinterlassenenrenten 1/15
- beim Bezugvon Altersrenten 1/10
- beim Aufenthalt in einem Heim je nach kantonaler Regelung bis 1/5

Wichtig: Auch bei einem hohen Vermaogen sollte von der Beistandsperson eine Prifung zum
Bezug von Erganzungsleistungen gemacht werden.

Berechnung bei Ehepaaren, wenn nicht beide im Heim leben

Bei Ehepaaren, von denen zumindest eine Person im Heim resp. im Spital lebt, wird die jahrli-
che Erganzungsleistung einzeln berechnet. Dabei werden die anrechenbaren Einnahmen und
das Vermogen des Ehepaares beiden je zu gleichen Teilen zugerechnet.

Fur Fragen wenden Sie sich bitte an die Sozialversicherungsanstalt des Kantons St. Gallen
(SVA) https://www.svasg.ch/de/produkte/el/Information/ergaenzungsleistungen.php.

Finanzen / Erganzungsleistungen zur AHV und IV
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Rechtzeitige Anmeldung zum Bezug von Ergédnzungsleistungen

Stellen Sie sicher, dass mit den monatlichen Einnahmen die monatlichen Ausgaben gedeckt
sind. Sollte dies nicht der Fall sein, kann uber den Online-Rechner bei der SVA des Kantons
St. Gallen der Anspruch auf Erganzungsleistungen provisorisch berechnet werden. Besteht
ein Anspruch auf Erganzungsleistungen ist unverzuglich eine Anmeldung zum Bezug von Er-
ganzungsleistungen Uber die AHV-Zweigstelle der Wohngemeinde der verbeistandeten Per-
son einzureichen. Der Anspruch auf Erganzungsleistungen besteht ab dem Zeitpunkt der
Anmeldung. Eine rickwirkende Anmeldung von Erganzungsleistungen ist nicht moglich.

Beachten der Meldepflichten

Die Beistandsperson ist verpflichtet, samtliche Anderungen der persdnlichen und wirtschaft-
lichen Verhaltnisse der verbeistandeten Person unverzuglich der SVA des Kantons St. Gallen

zu melden. Darunter fallen zum Beispiel Adressanderungen, Beginn und Ende einer Erwerbs-
tatigkeit, Beteiligungen an Erbschaften, Vermogensveranderungen usw.

Melden Sie mindestens einmal jahrlich der SVA des Kantons St. Gallen die aktuellen Vermo-
gensstande der verbeistandeten Person.

Bei einem Vermogen uber dem Freibetrag und einem hohen Vermogensverzehr ist es moglich,
der SVA des Kantons St. Gallen die aktuellen Vermogensstande bis zu zweimal im Jahr zu
melden.

Sollte die Meldepflicht verletzt werden, muss mit einer Ruckzahlung von zu Unrecht bezoge-
nen Leistungen an die SVA des Kantons St. Gallen gerechnet werden.

Finanzen / Erganzungsleistungen zur AHV und IV
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Vergiitung von Krankheits- und Behinderungskosten bei Erganzungsleistungen

Anspruch

Bezuger/-innen von Erganzungsleistungen haben Anspruch auf die Ruckvergutung von ausge-
wiesenen und in der Schweiz entstandenen Kosten, sofern diese nicht bereits durch eine Versi-
cherung (Krankenkasse, Unfall, Haftpflicht, IV usw.) gedeckt sind:

- Kostenbeteiligung an derobligatorischen Krankenpflegeversicherung KVG (Selbstbehalte
und Franchise bis zum Betrag von jahrlich maximal CHF 1°000.00)

- zahnarztlicheBehandlungen

- Hilfe, Pflege und Betreuung zu Hause (Spitex)

- Transportezumnachstgelegenen Behandlungsort

- Diat

- Erholungs-und Badekuren

- Hilfsmittel

Wichtig: Wenn keine jahrliche Erganzungsleistung ausgerichtet wird, ist die Ruckerstattung

von Krankheits- und Behinderungskosten durch die Erganzungsleistungen trotzdem moglich,
wenn nur wegen dieser Kosten die Ausgaben die Einnahmen tUberschreiten.

Die Ruckvergutung der Kosten kann innert 15 Monaten seit der Rechnungsstellung beantragt
werden. Die Krankheits- und Behinderungskosten sowie die Kosten fur Hilfsmittel kdnnen nur
fur jenes Jahr vergutet werden, in dem die Behandlung oder der Kauf stattgefunden hat.

Seit 1. Januar 2019 kdénnen die Krankheits- und Behinderungskosten online bei der SVA des
Kantons St. Gallen eingereicht werden. Sie finden das Formular und weitere Informationen un-
ter

www.svasg.ch/Kkk.

Fur die Krankheits- und Behinderungskosten kdnnen pro Jahr zusatzlich zu den jahrlichen Er-
ganzungsleistungen folgende Betrage vergutet werden:

Alleinstehende CHF  25'000.00
Ehepaare CHF  50'000.00
Heimbewohnende CHF 6'000.00

Wenn die betreute Person zu Hause lebt und Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung der IV
oder der Unfallversicherung hat, erhoht sich der Betrag auf CHF 90'000.00 bei schwerer bzw.
CHF 60'000.00 bei mittelschwerer Hilflosigkeit. Dies gilt nur, soweit die Kosten fur Pflege und
Betreuung durch die Hilflosenentschadigung und den Assistenzbeitrag der AHV und IV nicht
gedeckt sind.

Fur die Merkblatter bezuglich der Erganzungsleistung der SVA des Kantons St. Gallen wird auf
denuntenstehenden Link verwiesen.

https://www.svasg.ch/de/online-schalter/merkblaetter/produkte/el.php

Finanzen / Vergutung von Krankheits- und Behinderungskosten bei Erganzungsleistungen
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Hilflosenentschadigung

Eine Person gilt als hilflos, wenn sie wegen der Beeintrachtigung der Gesundheit fur alltagliche

Lebensverrichtungen (Ankleiden, Aufstehen, Absitzen, Essen usw.) dauernd Hilfe Dritter oder

personliche Uberwachung benétigt. Auch die zu Hause lebenden und dauernd auf Begleitung

im Alltag angewiesenen volljahrigen Personen gelten als hilflos. Das heisst, die Person ist auf-

grund der gesundheitlichen Beeintrachtigung

- nichtinder Lage, ohne die Begleitung einer Drittperson selbstandig zu wohnen,

- furVerrichtungen und Kontakte ausserhalb der Wohnung auf die Begleitung einer Drittper-
son angewiesen, oder

- ernsthaft gefahrdet, sich dauernd von der Aussenwelt zu isolieren.

Die Hilflosenentschadigung steht der Person zu, welche die zu betreuende Person zu Hause
betreut (im Regelfall Eltern). Das heisst, die Hilflosenentschadigung soll vom Konto der betreu-
ten Person zu Gunsten der betreuenden Person bezogen werden. Bei einem Heimaufenthalt
wurde die Hilflosenentschadigung der betreuten Person ebenfalls in Rechnung gestellt werden.

Voraussetzungen fiir den Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung

Die versicherte Person muss folgende Voraussetzungen fur den Anspruch auf eine Hilflo-

senentschadigung erfullen:

- Sieist beider AHV oder IV versichert und hat ihren Wohnsitz in der Schweiz.

- Siehateine schwere, mittelschwere oder leichte Hilflosigkeit.

- Sie hat keinen Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung der obligatorischen Unfallversi-
cherung oder der Militarversicherung.

Weitere Informationen entnehmen Sie dem Merkblatt Nr. 4.13 Hilflosenentschadigung der 1V in
diesem Handbuch.

Hilfsmittel zur AHV oder IV

Neben der Hilflosenentschadigung haben Altersrentner/-innen auch Anspruch auf Beitrage an
verschiedene Hilfsmittel wie Horgerate, Lupenbrillen oder Rollstuhle. Die Ausgleichskassen
und die Pro Senectute sind verantwortlich fur die Abgabe oder die Vergltung der Kosten von
Hilfsmitteln.

Versicherte der IV haben Anspruch auf Hilfsmittel, die sie bendtigen, um ihren privaten Alltag
moglichst selbstandig und unabhangig zu bewaltigen oder um in ihrem bisherigen Aufgabenbe-
reich tatig bleiben zu kdnnen.

Weitere Informationen entnehmen Sie den folgenden Merkblattern in diesem Handbuch:
Nr. 3.02 Leistungen der AHV — Hilfsmittel der AHV
Nr. 4.03 Leistungen der IV — Hilfsmittel der IV

Fur Fragen wenden Sie sich an die SVA des Kantons St. Gallen.

Finanzen / Hilflosenentschadigung
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Steuern

Es gehort zu den Pflichten der Beistandsperson, dafur besorgt zu sein, dass die Steuererkla-
rung sachgerecht ausgefullt und rechtzeitig dem Steueramt eingereicht wird. Bei komplexen
Vermdogensverhaltnissen oder wo bisher ein Treuhandburo diese Aufgabe wahrgenommen hat,
sprechen Sie bitte mit der KESB sowie der betroffenen Stelle ab, wer in Zukunft welche Aufga-
ben Ubernehmen soll.

Sie haben das Recht, auch eine einfache Steuererklarung durch eine Ihnen bekannte Vertrau-
ensperson ausfullen zu lassen. Diese Hilfsperson untersteht inrerseits der Verschwiegenheits-
pflicht. Da das Ausfullen der Steuererklarung in Ihren Pflichtenkatalog gehort, sind Sie fur die
Richtigkeit und Vollstandigkeit der Angaben verantwortlich. Die Kosten fur die Steuererklarung
sind mit der Entschadigung (im Zusammenhang mit dem ordentlichen Bericht) zu verrechnen.

Fordern Sie die letzte Steuererklarung und beim Steueramt die aktuelle Steuerveranlagung ein.
Wenn Sie nicht sicher sind ob alle Steuerrechnungen bezahlt worden sind, verlangen Sie auch
eine Liste vom Steueramt mit den allfalligen offenen Rechnungen (Ausstandsliste).

Folgende Einkunfte sind nicht steuerpflichtig und in der Steuererklarung nicht aufzufuhren:
- Erganzungsleistungen zur AHV / IV

- Unterstutzungen aus 6ffentlichen und privaten Mitteln

- Hilflosenentschadigung*

Behinderungsbedingte Kosten:

- *Die Hilflosenentschadigung ist ein Auslagenersatz fur Hilfeleistungen. Deshalb wird sie
nicht als Einkommen erfasst, hingegen bei der Deklaration der behinderungsbedingten
Krankheitskosten berlcksichtigt (z. B. Heimrechnung). Wenn beim Bezug einer Hilflo-
senentschadigung lediglich ein Pauschalabzug deklariert wird, wird die Entschadigung
nicht verrechnet bzw. nicht als Einkommen besteuert.

- Taggelder der Krankenversicherung sind als Einkommen zu erfassen.

- Beiden Pflegezuschissen handelt es sich um Beitrage an die Pflegekosten (Krankheits-
oder behinderungsbedingte Krankheitskosten), die mit den Auslagen zu verrechnen sind
(d. h. diese sind nicht auf der Einkommensseite aufzufihren, sondern allfallig bei den
Krankheitskosten zu berlcksichtigen).

- Alters- und Pflegeheime: ab 21 Pflegepunkten oder ab Pflegestufe vier gelten die Ausla-
gen als behinderungsbedingt. Es ist ein Selbstbehalt fur nicht abzugsfahige Lebenshal-
tungskosten abzuziehen (siehe Wegleitung zur Steuererkldrung).

- Diedurch die KESB genehmigte Entschadigung fur die Fuhrung der Beistandschaft kann
in der Steuererklarung der betreuten Person abgezogen werden. In der Regel gelten 60%
der Entschadigung als Vermogensverwaltungskosten und 40% der Entschadigung als
behinderungsbedingte Kosten. Um die Entschadigung abziehen zu konnen, muss die be-
treute Person im steuerrechtlichen Sinne als behinderte Person gelten. Dies trifft vor al-
lem auf Personen zu, die Leistungen der IV oder eine Hilflosenentschadigung beziehen.
Weiter aber auch auf Heimbewohnende und Spitex-Patientinnen und -Patienten, fur die
ein Pflege und Betreuungsaufwand von mehr als 60 Minuten pro Tag anfallt (RAI-Stufe 4
bzw. 21 BESA-Punkten).

Vergessen Sie nicht, jeweils auch die Verrechnungssteuer auf dem entsprechenden Formular
zuruckzufordern, indem Sie die Verrechnungssteuerabzuge bei den entsprechenden Vermo-
gensertragen vermerken.

Besondere Falle (Zuzug aus einem anderen Kanton, Todesfall, Lotto- und Toto-Gewinne,
Scheidung, Trennung, Sparhefte flr den Grabunterhalt, Erbfall etc.) verlangen eine andere
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Handhabung. Fur die meisten dieser Spezialfalle sind entsprechende Merkblatter erhaltlich.

Bezlger/-innen von Erganzungsleistungen (ohne Ersparnisse) kommen in der Regel auf ein
steuerbares Einkommen von Null. Sollte die betreute Personnicht in der Lage sein, auf Grund
des tiefen Einkommens die Steuerrechnung im vollen Umfang zu begleichen, so gibt es die
Moglichkeit, bei Erhalt der provisorischen Steuerveranlagung um Stundung zu ersuchen (Stun-
dungsgesuch) und mit Erhalt der definitiven Steuerveranlagung ein begriindetes Erlassgesuch
einzureichen.

Finanzen / Steuern
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Bei Fragen wenden Sie sich an das zustandige Steueramt der Wohnsitzgemeinde der betroffe-

nen Person.

Steueramt der Stadt Altstatten

Rathausplatz 2
9450 Altstatten

Tel. 071757 77 60

E-Mail: steueramt@altstaetten.ch

Steueramt Au SG
Kirchweg 1
9434 Au

Tel. 058 228 62 50
Homepage: www.au.ch

Steueramt Balgach
Turnhallestrasse 1
9436 Balgach

Tel. 058 228 80 51
Homepage: www.balgach.ch

Steueramt Berneck
Rathausplatz 1
9442 Berneck

Tel. 071747 4472
Homepage: www.berneck.ch

Steueramt Diepoldsau
Gemeindeplatz 1
9444 Diepoldsau

Tel. 0717377352

E-Mail: steueramt@diepoldsau.ch

Steueramt Eichberg
Hardlistrasse 1
9453 Eichberg

Tel.071757 8773
Homepage: www.eichberg.ch

Steueramt Marbach
Obergasse 4
9437 Marbach

Tel.0717758198
Homepage: www.marbach.ch

Steueramt Oberriet
Staatsstrasse 92
Postfach 282

9463 Oberriet

Tel.071 76364 30
E-Mail: steueramt@oberriet.ch

Steueramt Rebstein
alte Landstrasse 77
9445 Rebstein

Tel. 0717758215
Homepage: www.rebstein.ch

Steueramt Ruthi SG
Staatsstrasse 78
9464 RUthi

Tel. 0717677772
Homepage: www.ruethi.ch

Steueramt St. Margrethen
Hauptstrasse 117
9430 St. Margrethen

Tel.071 747 56 74
E-Mail: steueramt@stmargrethen.ch

Steueramt Widnau
Neugasse 4
Postfach

9443 Widnau

Tel.071727 0305
E-Mail: steueramt@widnau.ch
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Schulden

Die Beistandsperson istim Rahmen einer Vertretungsbeistandschaft mit Einkommens- und
Vermogensverwaltung zustandig, dass keine Schulden entstehen.

Schuldensanierung

Es kann Aufgabe der Beistandsperson sein, vorhandene Schulden im Rahmen des Maglichen
zu sanieren. Dies kann durch folgende Massnahmen erreicht werden:

- Geltendmachung aller Leistungen, die der betreuten Person zustehen (Sozialversiche-
rungen)

- Einsparungen im Budget

- Verhandeln mit Glaubigern (evtl. kann so eine Forderung teilweise oder ganz abgeschrie-
ben werden)

- Anfrage an Fonds oder Stiftungen (nur bei nicht selbstverschuldeten finanziellen Eng-
passen)

Achtung: Huten Sie sich auf jeden Fall davor, bestehende Defizite aus eigenen Mitteln zu
decken! Das Risiko, dabei Ihr Geld nicht mehr zurtckzuerhalten ist gross und den Verlust
kann Ihnen niemand decken.

Schulden, die nicht beglichen werden kdnnen

Besteht eine grossere Schuld, die nicht beglichen werden kann, kommt es vor, dass Sie diese
verwalten mussen. Schulden sind Bestandteil der Buchhaltung und in den Passiven der Rech-
nungsablage zu erfassen. Im Todesfall durfen in einem solchen Falle keine Rechnungen mehr
beglichen werden (vermeiden von Beglinstigungen, verbotene Einmischung ins Nachlassver-
fahren). Nehmen Sie in einer solchen Situation unbedingt Ricksprache mit der KESB.

Schulden, die neu entstehen

Sollten neue Schulden entstehen, nehmen Sie bitte mit der Erwachsenenschutzbehorde Kon-
takt auf.

Betreibungen

Liegen Betreibungen gegen die betreute Person vor, empfiehlt es sich, mit dem Betreibungsamt
und evtl. der rechnungsstellenden Person / dem rechnungsstellenden Unternehmen Kontakt
aufzunehmen. Unter dem Hinweis, dass eine Beistandschaft errichtet wurde, kann evtl. eine
Sistierung des Verfahrens bewirkt werden. Einerseits konnen Forderungen direkt beglichen
werden und andererseits bei Vermogenslosigkeit die Aussichtslosigkeit des Verfahrens doku-
mentiert werden.

Freiwillige Schulden- und Budgetberatungen

Die Sozialen Dienste Oberes Rheintal bieten fur die Stadt Altstatten und die Gemeinden Eich-
berg, Marbach, Oberriet, Rebstein und Riithi freiwillige Sozialberatungen im Bereich Schul-
den- und Budgetberatung und Schuldensanierungen an.

Die Amtsvormundschaft Mittelrheintal bietet in Zusammenarbeit mit den Sozialen Diensten
Mittelrheintal fur die Gemeinden Au, Balgach, Berneck, Widnau und Diepoldsau freiwillige
Sozialberatungen im Bereich Schulden- und Budgetberatung und Schuldensanierung an.

Fur die Gemeinde St. Margrethen kann bei den Sozialen Diensten St. Margrethen nachgefragt
werden, ob dieses Angebot besteht.

Finanzen / Schulden
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Anlagestrategie

Die Grundlage einer Anlagestrategie ist die Verordnung uber die Vermogensverwaltung im
Rahmen einer Beistandschaft oder Vormundschaft (VBVV).

Wenn Sie beauftragt wurden, das Vermogen der betroffenen Person zu verwalten, kann es am
Anfang oder wahrend der FUhrung der Beistandschaft vorkommen, dass die KESB Rheintal
Sie mittels einer Verflgung beauftragt, eine Anlagestrategie fur die betroffene Person einzu-
reichen. In der Regel ist dies der Fall, wenn grossere Geldbetrage dazukommen. Das kann
zum Beispiel durch den Verkauf einer Liegenschaft oder Annahme einer Erbschaft der Fall
sein. Sie konnen jedoch auch im Zusammenhang mit der Genehmigung des Inventars dazu
aufgefordert werden, wenn die vorhandenen Wertschriften (Aktien, Obligationen, etc.) nicht
den gesetzlichen Vorgaben entsprechen. Dafur pruft die KESB Rheintal die vorhandenen
Vermogenspositionen in Ubereinstimmung mit der VBVV. Sie finden diese Verordnung in die-
sem Handbuch unter «Merkblatter und Formulare».

Bei der Anlage von Vermogen ist unter anderem das Alter und die damit verbundene Lebens-
erwartung der betroffenen Person ein wichtiger Faktor. Auch fallt das Budget der betroffenen
Person ins Gewicht. So kann es zum Beispiel bei einer 50-jahrigen Person, die selbstandig
wohnt, sinnvoller sein, das Vermogen in Wertschriften und/oder Aktien anzulegen als bei ei-
ner 80-jahrigen Person, welche das Alters- oder Pflegeheim selbstandig finanzieren muss
und durch eine gebundene Anlagestrategie in funf Jahren nicht mehr liquid ware.

Somit gibt es grundsatzlich die Option, das Vermogen in Wertschriften anzulegen, oder das
Vermogen auf Konten der betroffenen Person zu belassen. Wenn Sie sich fur die Anlage in
Wertschriften entscheiden, konnen Sie von der Bank einen Anlagevorschlag zu Handen der
KESB Rheintal ausarbeiten lassen. Dabei wird von der Bank in der Regel abgefragt wie viel
Vermogen, uber welchen Zeitraum und zu welchem Risiko angelegt werden soll. Die Banken
im Einzugsgebiet der KESB Rheintal sind daruber im Bilde, welche Vorgaben bei Anlagestra-
tegien von Personen mit einer Beistandschaft einzuhalten sind (VBVV). Berlcksichtigen Sie
bei jeder Anlagestrategie auch die anfallenden Gebuhren der Banken.

Wenn Sie sich gegen die Anlage in Wertschriften entscheiden, besteht die Option, das Vermo-
gen zu diversifizieren. Das heisst, die bestehenden liquiden Mittel werden auf verschiedene
Konten bei verschiedenen Banken verteilt, um ein Klumpenrisiko bei einer einzelnen Bank zu
vermeiden. Dabei massgebend ist auch der Einlegerschutz gemass Bankengesetz

(CHF 100'000.00 pro Bankinstitut, ausser die Bank verfugt Uber die Staatsgarantie).

Damit die KESB Rheintal eine Anlagestrategie beurteilen, pruafen und bewilligen kann, sind
mindestens die folgenden Unterlagen notwendig:

- Schriftlicher und unterzeichneter Antrag mit Begriindung, warum Sie als Beistandsperson
die vorgeschlagene Variante beantragen

- Aktuelles Budget fur die betroffene Person

- Geschatzter Vermogensverzehr fur die nachsten funf Jahre

- Aktuelle Vermogensbestande samtlicher vorhandener Guthaben und Wertschriften

- Bankunterlagen wie zum Beispiel die vorgeschlagene Anlagestrategie

- Allfallige weitere Bankunterlagen, die durch die KESB Rheintal unterzeichnet und bewil-
ligt werden mussen

Sollten weitere Unterlagen fur die Bearbeitung des Geschafts notwendig sein, werden Sie von
der KESB Rheintal kontaktiert.

In jedem Fall durfen Sie sich auch vorgangig mit dem Fachdienst Revisorat in Verbindung set-
zen, um Fragen zu klaren oder Ihr angedachtes Vorgehen vorgangig zu besprechen.

Finanzen / Anlagestrategie
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Institutionen und Stiftungen zur finanziellen Unterstiitzung

Fur Auslagen, die Uber den taglichen Lebensunterhalt hinaus gehen, kann es vorkommen, dass
ein einmaliger finanzieller Zustupf notwendig wird.

Beispiele von Stiftungen finden Sie unter:

https://ostschweizeraufsicht.ch/klassische-stiftungen/stiftungsverzeichnis/

Institution

Wer wird unterstiitzt?

Apollonia und Guenard Kolb Stiftung

c/o Kurt Sieber
Im Eberliwies 9
9445 Rebstein

Unterstutzung von korperlich oder psychisch
behinderten Menschen.

Bersinger-Stiftung

Frauenzentrale St. Gallen
Bleichstrasse 11
9000 St. Gallen

Tel.071 222 22 33
E-Mail: bersinger.stiftung@fzsg.ch

Homepage: www.fzsg.ch

Unterstutzung von Einzelpersonen und Fami-
lien in sozialen Notstanden.

Hatt-Bucher-Stiftung
Geschafts- und Fachstelle
Postfach

8027 Zurich

Homepage: www.hatt-bucher-stiftung.ch

Unterstltzt werden Menschen mit Alter 65
Jahre und alter.

Unus Pro Multis Martin Hilti Stiftung
Postfach 550
FL-9494 Schaan

Tel: +423 232 2832
E-Mail: office@unus-pro-multis.li
Homepage: www.unus-pro-multis.li

Unterstutzt werden Menschen in der Region
Rheintal, die sich eine notwendige medizini-
sche Behandlung oder entsprechende Hilfs-
mittel nicht leisten konnen.

OhO - Ostschweizer helfen Ostschweizern
c/o Tagblatt

Flrstenlandstrasse 122

9001 St. Gallen

Tel: 0712727888
E-Mail: oho@chmedia.ch
Homepage: www.tagblatt.ch/oho

Unterstutzt werden Ostschweizerinnen und
Ostschweizer in finanziellen Notlagen.
Gesuche konnen jedes Jahr zwischen dem

1. Oktober und 30. November eingereicht wer-
den.

Finanzen / Institutionen und Stiftungen zur finanziellen Unterstitzung
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Pro Infirmis (FLB)

Kantonale Geschaftsstelle St. Gallen — Appen-
zell

Poststrasse 23

9001 St. Gallen

Tel: 05877519 40
E-Mail: stgallen@proinfirmis.ch
Homepage: www.proinfirmis.ch

Unterstutzt werden Personen, die Leistungen
der IV mit Erganzungsleistungen erhalten.
AHV-Rentner werden nicht unterstutzt.

Pro Senectute
Bildstrasse 5
9450 Altstatten

Tel: 058 750 09 00
E-Mail: rws@sg.prosenectute.ch
Homepage: www.sg.prosenectute.ch

UnterstUtzt werden Personen im ordentlichen
AHV-Alter.

Winterhilfe St. Gallen
Marktplatz 24
9000 St. Gallen

Tel: 0712221291
E-Mail: sankt-gallen@winterhilfe.ch
Homepage: www.sg.winterhilfe.ch

UnterstUtzt Menschen, die sich in einer finan-
ziellen Notlage befinden.

Verschiedene Kirchgemeinden verfugen uber

einen Fonds zur Linderung von Notsituationen.

Finanzen / Institutionen und Stiftungen zur finanziellen Unterstitzung
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Zustimmungsbedirftige Geschéafte

Folgende Geschafte, die die Beistandsperson in Vertretung der verbeistandeten Person vor-
nimmt, werden gemass Art. 416 ZGB erst verbindlich, wenn die KESB die Zustimmung erteilt
hat:

- Liquidation des Haushalts, Kindigung des Mietvertrags (nur Wohnraumlichkeiten)

- Dauervertrage Uber die Unterbringung der betroffenen Person (in der Regel Heimvertra-
ge)

- Annahme oder Ausschlagung einer Erbschaft, Erb- und Erbteilungsvertrage

- Erwerb, Verausserung, Verpfandung und andere dingliche Belastung von Grundstucken,
Erstellen von Bauten

- Erwerb, Verausserung und Verpfandung anderer Vermogenswerte sowie Errichtung einer
Nutzniessung daran

- Aufnahme und Gewahrung von erheblichen Darlehen’, Eingehung von wechselrechtli-
chen Verbindlichkeiten

- Leibrenten- und Verpfrindungsvertrage sowie Lebensversicherungen

- Ubernahme oder Liquidation eines Geschafts, Eintritt in eine Gesellschaft mit personli-
cher Haftung oder erheblicher Kapitalbeteiligung

- Erklarung der Zahlungsunfahigkeit, Prozessfuhrung, Abschluss eines Vergleichs, eines
Schiedsvertrags oder eines Nachlassvertrags

Vorgehen

1. Vorbesprechen des Geschafts mit der KESB Rheintal (die KESB Rheintal beurteilt in die-
sem Zusammehang auch, ob das Geschaft zustimmungsbedurftig ist oder ob es bspw. ei-
ne ordentliche Verwaltungshandlung ist, die nicht zustimmungsbedurftig ist)

2. Bearbeiten und abschliessen (inkl. Unterschriften) des Geschéafts

Einreichen eines Gesuchs um Erteilung der Zustimmung samt Unterlagen (Korrespon-
denz, unterzeichneter Vertrag etc.) an die KESB Rheintal

4. Entscheid der KESB Rheintal

5. Mitteilung des Entscheids an die betroffene Person, die Beistandsperson und evtl. an die-
betroffene Stellen

Giiltigkeit des Geschafts

Ab dem Zeitpunkt der Rechtskraft der Zustimmung durch die KESB Rheintal wird das Geschaft
flr die betreute Person verbindlich (Beispiel: Bei einem Hausverkauf durch die Beistandsper-
son in Vertretung der verbeistandeten Person wird die Eintragung im Grundbuch erst vorge-
nommen, wenn der Beschluss betreffend Zustimmung der KESB Rheintal rechtskraftig ist. Vor
diesem Zeitpunkt durfen beispielsweise keine Renovationen etc. von der Kauferschaft vorge-
nommen werden.)

Wird die Genehmigung nicht erteilt, fallt das Geschaft dahin. Allenfalls sind Schadenersatzfra-
gen zu klaren.
Zustimmung durch die betroffene Person selber

Die Zustimmung der KESB ist nicht erforderlich, wenn die betreute Person in Bezug auf das
abzuschliessende Geschaft urteilsfahig ist, sie ihr Einverstandnis erteilt und ihre Handlungsfa-

T Beurteilt sich nach den konkreten finanziellen Verhaltnissen.
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higkeit durch die Beistandschaft nicht eingeschrankt ist.

Immer der Zustimmung der KESB bedurfen Vertrage zwischen der der Beistandsperson und
der betroffenen Person.

Finanzen / Zustimmungsbedurftige Geschafte
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Richtlinien betreffend zustimmungsbediirftige Geschafte im Zusammenhang mit Grund-
stiicken

Folgende Rechtsgeschafte bedurfen der Zustimmung der KESB im Sinne von Art. 416 Abs. 1
Ziff. 4 ZGB, sofern nicht eine Ermachtigung durch die urteilsfahige, betreute Person im Sinne
von Art. 416 Abs. 2 ZGB vorliegt (vgl. vorangehender Abschnitt):

Kauf, Verkauf, Verpfandung, Abtretung und Tausch von Grundstucken
Begrundung von Kaufs-, Vorkaufs- oder Ruckkaufsrechten namens der betreuten Person

Dingliche Belastung von Grundsticken (z. B. Baurecht, Wegrecht, Wohnrecht, Nutznies-
sung etc)

Verkauf von Aktien einer Immobiliengesellschaft, wenn die betreute Person Mehrheitsak-
tionar/-in ist und durch den Verkauf diese Eigenschaft verlieren wurde.

Keiner Zustimmung im Sinne von Art. 416 Abs. 1 Ziff. 4 ZGB bedurfen:

Zuweisung eines Grundstuckes an einen Miterben/eine Miterbin im Rahmen einer Erbteilung
(vgl. hinten).

Die nachfolgenden Ausfuhrungen behandeln lediglich den Grundstuckverkauf. Fur die weiteren
Geschafte gilt das Gesagte jedoch grundsatzlich analog.

Voraussetzung der Verdusserung

Die Verausserung von Grundsttcken kann grundsatzlich nur dann gestattet werden, wenn
es die Interessen der betreuten Person erfordern. Dabei genlugt es nicht, dass mit der Ver-
ausserung die Interessen der betroffenen Person gewahrt sind, sondern es muss vielmehr
eine Notwendigkeit der Verausserung ausgewiesen sein. Bei Mit- und insbesondere Ge-
samteigentum konnen unter Umstanden entsprechende Drittinteressen mit hineinspielen.

Grundstucke gehoren, vor allem in Zeiten fortschreitender Inflation zu den wertbestandigs-
ten Objekten eines Vermogens. Sie sollen der betreuten Person daher nach Moglichkeit er-
halten bleiben und vor voreiliger Verausserung geschutzt werden. Eine Verausserung drangt
sich haufig auf bei dringendem und begrindetem Geldbedarf, kann aber ausnahmsweise
auch aus anderen — meist wirtschaftlichen — Uberlegungen angezeigt sein (z. B. mangelnde
Rentabilitat; Sanierungs- und Investitionsbedarf bei gleichzeitig absehbarem Liquiditatsbe-
darf; Geschaftsbetrieb, dem die betreute Person nicht mehr gewachsen ist; mit einem Ver-
brechen "belastete" Wohnung, welche fur die betreute Person emotional nicht mehr tragbar
ist usw.).

Die Voraussetzungen fur einen Verkauf sind in aller Regel gegeben, wenn einerseits kein be-
sonderes Interesse der betreuten Person am Grundstlck besteht und wenn andererseits:

- die zur Deckung des Lebensunterhalts oder zur Bezahlung von falligen Schulden not-
wendigen finanziellen Mittel nicht mehr auf andere Weise aufgebracht werden kon-
nen,

- Werterhaltung und Rentabilitat nur noch mit unverhaltnismassig grossen Investitio-
nen und Umbauten sichergestellt werden konnen,

- vonanhaltend schlechter Ertragslage und mangelnder Rentabilitat auszugehen ist,
ohne dass eine Wertsteigerung zu erwarten ist,

- beischlechtem baulichen Zustand die zum Unterhalt, zur Sanierung und zur Deckung
der Hypothekarzinsen notwendigen Geldmittel fehlen,

- ein Erwerb eines gleichwertigen oder werthoheren Grundstickes Grund der Verausse-
rung bildet,

Finanzen / Richtlinien betreffend zustimmungsbedurftige Geschafte im Zusammenhang mit Grundstlcken
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- die Verausserung notwendig ist zur Finanzierung von unaufschiebbaren Reparaturen
und Umbauten an einer anderen Liegenschaft, flr die das Geld nicht anderweitig be-
schafft werden kann.

Ob eine Verausserung unter dem Gesichtspunkt des Interesses der betreuten Person erfor-
derlich ist, entscheidet gestutzt auf die Ausfihrungen der Beistandsperson die KESB Rhein-
tal.

Form der Verausserung

Die Verausserung kann durch offentliche Versteigerung oder durch Freihandverkauf erfol-
gen. Ob ein Grundstuck offentlich versteigert oder freihandig verkauft werden soll, ist unter
dem Gesichtspunkt des Interesses der betroffenen Person zu beurteilen. Die Versteigerung
soll Gewahr bieten fur eine freie Preisbildung und mithin die Erzielung eines moglichst ho-
hen, mindestens dem Verkehrswert ? entsprechenden Kaufpreises. Dieses Ziel wird erfah-
rungsgemass in der Regel durch ein Schatzungsgutachten und eine 6ffentliche Ausschrei-
bung erreicht.

Vorgehen und nétige Unterlagen
1. Schatzungsgutachten

Die Einholung eines Gutachtens Uber den Verkehrswert des Grundstuckes ist grundsatzlich
bei jedem Freihandverkauf erforderlich. Eine Ausnahme kann dann in Betracht fallen, wenn
der Wert des Grundstuckes bzw. der Anteil der betreuten Person daran derart bescheiden
ist, dass er in keinem vernunftigen Verhaltnis zum Aufwand und den Kosten des Gutachtens
steht. Es muss sich um eine zuverlassige, fachkundige und neutrale Person (Expert/-in)
handeln. Im Vordergrund stehen Personen oder Fachstellen, welche sich beruflich mit
Schatzungen von Liegenschaften befassen oder anderweitig eine reichhaltige Erfahrung im
Liegenschaftenhandel haben (Gemeinde- oder Kreisschéatzer/-innen, Notar/-innen, Archi-
tekt/-innen, Hauseigentimerverband etc.). Gutachten, welche von der potentiellen Kaufer-
schaft in Auftrag gegeben wurden, konnen zu wenig neutral und aussagekraftig sein. Steu-
erschatzungen liegen regelmassig unter dem Verkehrswert.

2. Ausschreibung

Um einen bestmoglichen Kaufpreis zu erzielen, mussen die Grundstucke beim Freihandver-
kauf in der Regel 6ffentlich zum Verkauf ausgeschrieben und der meistbietenden Person
verkauft werden. Die Insertion hat so zu erfolgen, dass ein moglichst grosser und reprasen-
tativer Kreis von potentiellen Kaufer/-innen und Interessent/-innen erfasst wird. Standard
durfte heutzutage eine Ausschreibung in einschlagigen Internetportalen sein. In der Regel
sollten Grundstucke sodann in den regional relevanten und gegebenenfalls auch in Uberre-
gionalen Zeitungen ausgeschrieben werden. Unter mehreren ernsthaften Kaufinteressent/-
innen ist der bestmogliche Kaufpreis auszuhandeln. Von einer Ausschreibung kann nur in
Ausnahmefallen abgesehen werden. Dies ist denkbar, wenn beispielsweise zum vornherein
nur der Verkauf an eine bestimmte Person in Betracht fallt (z. B. Abtretung einer Parzelle, an
welcher nur Anstossende ein Interesse haben kénnen).

3. Antrag auf Zustimmung / Unterlagen

Nach Abschluss des Kaufvertrages hat die Beistandsperson den offentlich beurkundeten
Originalvertrag (enthaltend einen Vorbehalt betreffend die Zustimmung der KESB) mit einem
begrindeten Antrag auf Zustimmung und samtlichen zur Prufung des Vertragsinhalts not-
wendigen Unterlagen einzureichen. Der Antrag hat die Grunde, warum der Verkauf unter

2 zu unterscheiden vom Steuerwert
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dem Gesichtspunkt des Interesses der betreuten Person erforderlich ist, zu enthalten,
ebenso Angaben Uber die Ausschreibung, das Auswahlverfahren und die Verkaufsverhand-
lungen etc. Ferner hat der Antrag Uber die Einstellung der betreuten Person zum Grund-
stuckgeschaft Aufschluss zu geben.

Zu den erforderlichen Unterlagen gehoren insbesondere:
- Schatzungsgutachten (aktuell)

- Grundbuchauszug (aktuell)

- Katasterplan; evtl. Grundrissplan bei Wohnungen

- evtl. Fotos

- Inserate

- Verkaufsunterlagen (Offerten, einschlagige Korrespondenzen und Notizen Gber Ver-
handlungen etc.)

In unklarer Situation kann ein Vertrag nach Abschluss der Verhandlungen vor der offentli-
chen Beurkundung als Entwurf der KESB Rheintal zur Vorbeurteilung vorgelegt werden oder
ausnahmsweise vorgangig zu den Verhandlungen mit entsprechendem Antrag die grund-
satzliche Meinung der KESB Rheintal zum Verkauf eingeholt werden.

4. Augenschein

Bei Bedarf nimmt die KESB Rheintal einen Augenschein der betreffenden Liegenschaft vor.
Der Augenschein ermoglicht der KESB Rheintal, sich ein realistisches Bild Uber die Lage und
den Zustand der Liegenschaft, die Plausibilitat der Schatzung bzw. die Angemessenheit des
Kaufpreises sowie die Wahrung der Interessen der betreuten Person zu machen.

Spezialfille Grundstiicke in Erbmasse
1. Erbengemeinschaft im Allgemeinen

Ist die Liegenschaft Eigentum einer Erbengemeinschaft, so kann jeder Miterbe/jede Miter-
bin zu beliebiger Zeit die Teilung verlangen (Art. 604 ZGB), welche unter Umstanden den
Verkauf des Grundeigentums erfordert. Zeitpunkt der Verausserung, Verausserungsart,
aber auch die Bestimmung des Preises und der Kauferschaft konnen von der Beistandsper-
son nicht vollig frei, sondern nur im Zusammenwirken mit den Ubrigen erbberechtigten Per-
sonen bestimmt werden. Der Ansatz, wonach die Verausserung nur erfolgen soll, wenn es
die Interessen der betroffenen Person erfordern, kann daher bei Erbengemeinschaften in
dieser absoluten Form nicht zur Anwendung gelangen.

2. Verkauf durch die Erbengemeinschaft an eine Drittperson

Wenn auch die Verausserung von Grundstucken im Rahmen einer erbrechtlichen Auseinan-
dersetzung nicht verhindert werden kann, soll dies doch maoglichst vorteilhaft, d. h. unter
Gewahrleistung freier Preisbildung und Erzielung des bestmoglichen Erloses geschehen. Die
Verausserung von Grundstucken durch eine Erbengemeinschaft oder den/die Willensvoll-
strecker/-in an eine Drittperson bedarf somit der Zustimmung der KESB Rheintal. Der Bei-
zug eines Schatzungsgutachtens, die Ausschreibung und der Augenschein sind in der Regel
ebenfalls erforderlich.

3. Zuweisung an Miterbende

Bei der erbrechtlichen Zuweisung eines Grundstickes an Miterbendegeht es um eine tei-
lungsrechtliche Vereinbarung. Es steht dabei nicht so sehr die Erzielung des bestmoglichen
Erldses, sondern vielmehr die Gleich- respektive Richtigbehandlung der erbberechtigten
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Personen unter Einbezug der verbeistandeten Person im Vordergrund.

Die im Rahmen einer Erbteilung vorgenommene Zuweisung eines Grundstuckes an eine Mit-
erbin/einen Miterben ist daher kein Verausserungsgeschaftdas die 6ffentliche Beurkundung
bendtigt, Schriftform genlgt (das Grundbuchamt erteilt gerne Auskunft). Man spricht in der
Regel von einer partiellen Erbteilung. Die erbrechtliche Zuweisung ist von der KESB Rheintal
im Rahmen der Genehmigung der Erbteilung zu prufen (Art. 416 Abs. 1 Ziff. 3 ZGB). Unter
Umstanden, vor allem wenn der Schatzwert des Grundstuckes eher tief angesetzt oder von
sehr unbestimmten Preisentwicklungen auszugehen ist, empfiehlt es sich, der verbeistan-
deten Person fur den Fall der spateren Verausserung an Dritte ein Gewinnanteilsrecht ein-
zuraumen. Bei Fragen oder zur Vorbesprechung des Vorgehens wenden Sie sich an die KESB
Rheintal.
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Einkommens- und Vermégensverwaltung

Bei einer Einkommens- und Vermogensverwaltung sind folgende Punkte zu beachten:

Neuregelung der Konten bei Errichtung einer gesetzlichen Massnahme

1.

Alle Konten mussen auf den Namen der betroffenen Person lauten (keine Konti auf den
Namen der Beistandsperson eréffnen).

Die Beistandsperson verflgt Uber ein Zahlungsverkehrskonto (Privatkonto) mit alleini-
gem Verflugungsrecht.

Fir die betroffene Person kann ein separates Konto zur freien Verflgung (Sackgeldkon-
to) gefuhrt werden. Uber das Konto zur freien Verfligung mussen Sie keine Rechen-
schaft ablegen.

Uber die restlichen Vermégenswerte der betroffenen Person verfligt die Beistandsper-
son zusammen mit der KESB Rheintal mit Kollektivunterschrift.

Weisen Sie die Versicherungen an, ab sofort alle Einklnfte (Renten, Erganzungsleistun-
gen, Beitrage der Krankenkasse etc.) auf das von lhnen verwaltete Zahlungsver-
kehrskonto zu Uberweisen.

Siehe Richtlinien gemass Verordnung uber die Vermégensverwaltung im Rahmen einer Bei-
standschaft (VBWV).

Formular fiir Kapitalbezug

Fur Kapitalbezlge vom Sparkonto und Kontosaldierungen stellt die KESB Rheintal das
«Formular fur Kapitalbezug» zur Verfugung.

Dieses finden Sie auf der Homepage
(https://www.kesb.sg.ch/regionen/rheintal/merkblaetter-downloads-1).

Weitere AuskUnfte erhalten Sie vom Fachdienst Revisorat der KESB Rheintal.

Finanzen / Einkommens- und Vermogensverwaltung
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Inventar

Umfasst die Beistandschaft die Vermogensverwaltung, so werden Sie im Errichtungsbe-
schluss gemass Art. 405 Abs. 2 ZGB beauftragt, ein Inventar in Zusammenarbeit mit der
KESB Rheintal einzureichen. Das Inventar wird der KESB Rheintal zur Genehmigung unter-
breitet. Im Inventar mussen Sie die Einkommens- und Vermdgensverhaltnisse per Stichtag
auffuhren. Der Stichtag wird von der KESB Rheintal bestimmt (in der Regel das Datum des
Errichtungsbeschlusses). Das Inventar wird zwischen Ihnen und der KESB auf Meinungsver-
schiedenheiten gepruft.

Das Inventar umfasst alle Aktiven und Passiven der betroffenen Person. Die einzelnen Vermo-
genswerte sind genau zu bezeichnen, mit ihrem Wert per Stichtag aufzufuhren und mit Bele-
gen nachzuweisen. Das Inventar bildet die Grundlage fur die kiinftige Rechnungsfuhrung. Die
aufgefuhrten Vermogenswerte gelten als Anfangswerte bei der Buchfuhrung. Spater be-
kanntwerdende Vermogenswerte sind in der laufenden Rechnung zu erfassen und zu doku-
mentieren.

Die KESB Rheintal vergleicht die durch Sie aufgefUhrten Positionen mit den Belegen, pruft
allfallig notwendige Massnahmen nach der VBVV (Verordnung Uber die Vermogensverwaltung
im Rahmen einer Beistandschaft) und erstellt die Verfugung Uber die Kenntnisnahme der
Vermogenswerte nach Art. 405 ZGB.

Tipps fur die Erstellung eines Inventars:

- Verlangen Sie von allen Konti (inkl. Konto zur freien Verfligung), Bank und/oder Post,
per Inventarstichtag einen Auszug. Den jeweiligen Kontostand tragen Sie mit Konto-
nummer und Name der Bank auf das Formular ,Inventar® ein.

- Auch Mietzins- und Heimdepots sowie allfallige private Darlehen gehoren zu den Akti-
ven.

- Schmuck, Silber, Goldmunzen etc. werden, wo es sich eindeutig um wertvolle Stucke
oder um Sammlerobjekte handelt, auf einer separaten Liste erfasst und im Inventar mit
pro memoria (p. m.) aufgefiihrt. Ebenso verfahren Sie mit wertvollen und/oder antiken
Teppichen, antikem Mobiliar, Kunstgegenstanden, Fahrzeugen und Bildern. Die Bei-
standsperson muss im Zusammenhang einer Wohnungsauflosung im Beisein einer von
der KESB bezeichneten weiteren Person ein Inventar aufnehmen.

- Lebensversicherungen und Leibrenten oder Versicherungen aus Fonds erfassen Sie mit
Falligkeitsdatum (Laufzeit) und dem momentanen Ruckkaufswert.

- BeiGrundstucken und Liegenschaften geben Sie den Verkehrswert gemass den aktuel-
len amtlichen Schatzungen.

- Unter Passiven sind alle Schulden und allfallige offene Rechnungen (z. B. Heimrech-
nungen, Hypothekardarlehen, Verlustscheine etc.) einzutragen.

- Wo moglich lassen Sie das Inventar von der betroffenen Person unterschreiben, bevor
Sie es der KESB Rheintal einreichen.

Die KESB Rheintal stellt fur das Inventar ein Formular zur Verflugung. Dieses finden Sie auf
der Homepage (https.://www.kesb.sg.ch/regionen/rheintal/merkblaetter-downloads-1)
oder bei den Merkblattern in diesem Ordner.

Finanzen / Inventar
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Ordentlicher Bericht
Periodischer Rechenschaftsbericht

Wenn Sie eine Beistandschaft fuhren, sind Sie gesetzlich verpflichtet, der KESB Rheintal
regelmassig Rechenschaft tber Ihre Tatigkeit abzulegen.

Die Rechenschaftsperiode wird im Errichtungsbeschluss festgesetzt und betréagt bei Uber-
nahme des Mandats ein Jahr. Das Datum fur die Falligkeit des Berichts finden Sie im letzten
Beschluss der Erwachsenenschutzbehorde. Mit einem Brief der KESB Rheintal werden Sie
jeweils im Voraus daran erinnert, den Rechenschaftsbericht einzureichen.

Der Rechenschaftsbericht gliedert sich in folgende Abschnitte und soll Uber diese Auskunft
geben konnen:

- Personliches

- Wohnsituation

- Schule/Arbeit

- Finanzielles

- soziale Situation

- Gesundheit / Besonderes

- Beziehung zur Beistandsperson / Einstellung zur Massnahme
- Antrage

Die Berichterstattung dient einerseits der KESB Rheintal (als Auftraggeberin) dazu, lhre Tatig-
keit zu beaufsichtigen, wozu sie von Gesetzes wegen verpflichtet ist. Andererseits dient der
Bericht als Standortbestimmung und gibt der KESB Rheintal Informationen, um zu prufen, ob
die angeordnete gesetzliche Massnahme immer noch ihren Zweck erfullt und gerechtfertigt
bzw. verhaltnismassigist. Deshalb ist es wichtig, dass Sie ausdrucklich festhalten, ob die Mas-
snahme lhrer Einschatzung nach weitergefuhrt, geandert oder aufgehoben werden soll. Die
KESB Rheintal wird dies prufen.

Der Bericht soll in einer einfachen, klar verstandlichen Sprache verfasst sein. Es geht dabei um
die personlichen Verhaltnisse der betroffenen Person. Fassen Sie kurz die wichtigsten Statio-
nen, Veranderungen und/oder Entscheidungen der letzten ein bis zwei Jahre zusammen. Hal-
ten Sie wo moglich die mit der betroffenen Person vereinbarten Ziele fest. Ihre personliche
Meinung sollte als solche gekennzeichnet sein (,Ich bin der Meinung, dass ...").

Die KESB Rheintal stellt fur den ordentlichen Bericht ein Formular zur Verfugung. Dieses finden
Sie auf der Homepage (https://www.kesb.sg.ch/regionen/rheintal/merkblaetter-downloads-1)
oder bei den Merkblattern in diesem Ordner.

Finanzen / Ordentlicher Bericht
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Rechnungsablage

Bei einer Neuerrichtung einer Erwachsenenschutzmassnahme erfolgt die erstmalige Einrei-
chung des ordentlichen Berichtes mit Rechnung an die KESB Rheintal nach einem Jahr. Erfolgt
die erste Prifung und Genehmigung durch die KESB Rheintal ohne Auftragsverletzung durch
die Beistandsperson, wird mit Abnahme des ersten ordentlichen Berichts mit Rechnung eine
zweijahrige Berichtsperiode durch die KESB Rheintal verfugt.

Sie erhalten von der KESB Rheintal nach Ihrer Einsetzung als Beistandsperson im Rahmen
eines Grundlagenkurses ein vorgefertigtes Resgister mit Index und Erklarungen, nach welchem
Sie die Unterlagen der ersten Berichtsperiode in einem Ordner ablegen. In den Folgejahren
konnen Sie das Register von der Homepage der KESB Rheintal unter der Rubrik «Mandatstra-
gende (Arbeitsunterlagen)» herunterladen.

& https://www.kesb.sg.ch/regionen/rheintal/merkblaetter-downloads-1

Der ordentliche Bericht zusammen mit der Rechnungsablage ist jeweils innert drei Monaten
nach Ende der Berichtsperiode der KESB Rheintal zur Prufung einzureichen. Sie erhalten vor-
gangig von der KESB Rheintal eine schriftliche Aufforderung dazu.

Bezuglich der Rechnungsablage sind folgende Punkte zu beachten:

- Die Ablage nach dem Register «Abrechnung» ist verpflichtend und hat in einem Ordner
zu erfolgen. Nutzen Sie den Ordner als Arbeitsinstrument und legen Sie die Dokumente
fortlaufend ab.

- Die Ablage ist chronologisch zu fuhren. Das heisst, dass der neuste Beleg in der jeweili-
gen Rubrik zu oberst aufliegt.

- Bringen Sie keine Klammern oder Bostitche an den Unterlagen an. Samtliche Akten
werden von der KESB Rheintal digitalisiert (Scan).

- Belege (Quittungen, Kassenzettel, etc.), welche kleiner als ein A4-Blatt sind, missen auf
ein A4-Blatt vollstandig aufgeklebt werden.

- Der Rechnungsablage sind samtliche Rechnungsbelege, Gutschriftsbelege, Bankbe-
lege, Ausziige aller Konti (Bank / Post), Depotausziige, Abrechnungen usw., welche die
entsprechende Berichtsperiode betreffen, beizulegen.

- Samtliche Eingénge wie Rentenflusse, Erwerbseinkommen, Ruckerstattungen der
Krankenkasse usw. mussen anhand von Belegen dokumentiert werden.

- Samtliche Ausgange die auf dem Zahlungsverkehrskonto ersichtlich sind, mussen an-
hand von Belegen und / oder Rechnungen dokumentiert werden (z. B. Heimkosten, Leis-
tungsabrechnungen der Krankenkasse, Arztrechnungen etc.).

- Soferndiese Angaben (Eingange und Ausgange) auf den monatlichen Bankauszigen de-
tailliert aufgefiihrt und von Ihnen handschriftlich erganzt sind, genugen die Bankauszu-
ge als Kontofuhrung. Dies wurde eine separate Aufstellung der Ein- und Ausgange erset-
zen.

- Fallseine Kasse gefuhrt wird, mussen samtliche Bezuge via Kassabuch belegt werden
(Datum, Belegnummer, Begriindung und Betrag). Zudem sind Kassenzettel und Quittun-
gen der Kassafuhrung beizulegen.

- Wenn Sie eine Entschadigung und / oder Spesenvergutung beantragen, fullen Sie den
entsprechenden Antrag auf dem Berichtsformular aus. Fur den Fall, dass Sie keine Ent-
schadigung geltend machen, mussen Sie dies auf dem Berichtsformular entsprechend
anzukreuzen.

Finanzen / Rechnungsablage
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Rechnungsblage mit Bareinzahlungen

Bei Bareinzahlungen am Post- oder Bankschalter muss eine Zusammenstellung gefuhrt
werden, die Aufschluss daruber gibt, welche Rechnungen mit dem abgehobenen Barbetrag
bezahlt wurden. Zudem sind die bar bezahlten Rechnungen der Zusammenstellung geordnet
und nummeriert beizulegen. Weist die Zusammenstellung am Ende der Berichtsperiode ein
Guthaben fur die betroffene Person aus, ist dieses im Rechenschaftsbericht im Vermogen-
sausweis bei den Aktiven bei Kasse/Bargeld auszuweisen.

Finanzen / Rechnungsablage
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Ende eines Beistandsmandates

Ende eines gesetzlichen Auftrags

Das gesetzliche Amt der Beistandsperson endet mit der Ubertragung oder Aufhebung der Bei-
standschaft durch die KESB, bei einem Wechsel der Beistandsperson oder bei einem Todesfall.

In jedem Fall beendet die Beistandsperson den gesetzlichen Auftrag mit einem Schlussbericht
und einer allfalligen Schlussrechnung zuhanden der KESB.

Die nachfolgenden Moglichkeiten konnen zum Ende eines Beistandsmandates fuhren.

Ubertragung an eine andere KESB

Zieht die betroffene Person aus dem Zustandigkeitsgebiet der KESB Rheintal weg, so ist die
Beistandschaft durch die KESB Rheintal an die neu zustandige KESB zu ubertragen. Um dieses
Verfahren einzuleiten, ist die KESB Rheintal auf eine entsprechende Meldung von lhnen ange-
wiesen. Danach nimmt die KESB Rheintal mit der neu zustéandigen KESB Kontakt zur Uber-
nahme der Beistandschaft auf. Das Datum der Ubernahme legt die Ubernehmende KESB fest.
Danach fordert die KESB Rheintal die bisherige Beistandsperson auf, den Schlussbericht mit
allfalliger Schlussrechnung einzureichen. Uber die Genehmigung dieser Unterlagen wird in ei-
ner Verflgung der KESB Rheintal entschieden. Die betroffene Person, die neu zustandige KESB
und die neue Beistandsperson erhalten nebst der VerflUgung auch eine Kopie Ihres Schlussbe-
richts.

Aufhebung der Beistandschaft

Die Beistandschaft wird aufgehoben, sobald keine notwendigen Grunde fur eine Weiterfuhrung
bestehen. Die betroffene Person, die Beistandsperson oder eine nahestehende Person der be-
troffenen Person konnen auch jederzeit eine Aufthebung verlangen. In diesen Fallen pruft die
KESB, ob die Voraussetzungen fur eine Auflésung vorliegen. Uber die Aufhebung der Beistand-
schaft erlasst die KESB einen Beschluss. Darin werden Sie aufgefordert, der KESB Rheintal
innert Monatsfrist einen Schlussbericht mit allfalliger Schlussrechnung einzureichen. Uber die
Genehmigung dieser Unterlagen wird in einer Verflgung entschieden. Der betroffenen Person
wird zusammen mit der Verfugung eine Kopie Ihres Schlussberichtes zugestellt.

Wechsel der Beistandsperson

Es gibt verschiedene Situationen, die zum Wechsel deiner Beistandsperson fuhren. Die be-
troffene Person oder eine ihr nahestehende Person kann jederzeit einen Wechsel der Bei-
standsperson bei der KESB verlangen. Zudem hat auch die Beistandsperson ein Anrecht da-
rauf, die Entlassung aus wichtigen Grunden zu verlangen. Schliesslich kann aber auch die
KESB die Beistandsperson entlassen, wenn die Eignung fur die Aufgabe nicht mehr besteht
oder ein anderer wichtiger Grund fur die Entlassung vorliegt. Das ist zum Beispiel dann der Fall,
wenn die Beistandsperson die gestellten Anforderungen nicht erfullt, die schutzbedurftige Per-
son vernachlassigt oder das in sie gesetzte Vertrauen missbraucht. Uber den Wechsel der Bei-
standsperson erlasst die KESB wiederum eine Verfugung. Auch wenn die Beistandsperson die
Entlassung aus dem Amt verlangt, ist sie grundsatzlich dazu verpflichtet, solange das Bei-
standsmandat weiterzuflhren, bis eine neue Beistandsperson durch die KESB eingesetzt wur-
de. Deshalb empfiehlt es sich, dass Sie den Antrag zum Rucktritt vom Beistandsmandat der
KESB Rheintal fruhzeitig zustellen. Auch hier ist ein Schlussbericht mit allfalliger Schlussrech-
nung innert Monatsfrist der KESB Rheintal einzureichen. Uber die Genehmigung dieser Unter-
lagen wird in einer Verfugung entschieden. Nebst der betroffenen Person erhalt auch die neue
Beistandsperson die Verflgung inklusive Kopie Ihres Schlussberichts. Die Aktenubergabe hat
zwischen lhnen und der neuen Beistandsperson direkt stattzufinden.

Ende eines Beistandsmandates
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Todesfall

Die Beistandschaft und die damit verbundenen Vertretungsbefugnisse erloschen von Gesetzes
wegen mit dem Tod der betroffenen Person. Die Beistandsperson ist deshalb ab Todestag nicht
mehr berechtigt fur die betroffene Person respektive die Erbengemeinschaft irgendwelche
Handlungen auszufthren.

Die Regelung der Todesfallformalitaten, Bestattung etc. ist grundsatzlich Sache der Angehori-
gen. Die Nachlassregelung ist Angelegenheit der Erbengemeinschaft.

Falls die verstorbene Person zu Lebzeiten Anordnungen zu ihrer Bestattung getroffen hat, ge-
hen diese den Anweisungen der Angehorigen vor.

Ist testamentarisch ein Willensvollstrecker oder eine Willensvollstreckerin bestimmt, hat diese
Person alle nach dem Tod anfallenden Aufgaben zu Ubernehmen, sofern er oder sie das Amt
annimmt.

Als Beistandsperson benachrichtigen Sie im Todesfall die KESB sowie allfallige noch nicht ver-
standigte Angehorige, soweit dies nicht andere Angehorige Ubernehmen. Je nach Umstanden
ist zur Todesfeststellung eine arztliche Fachperson oder die Polizei beizuziehen.

Die Broschure «Ein Todesfall — Was ist zu tun?» der Amtsnotariate des Kantons St. Gallen gibt
weitere Auskunfte zu Themen wie Bestattung, unerlassliche Vorkehrungen und wichtigen In-
formationen.

@ https://www.sg.ch/recht/handelsregister-notariate/amtsnotariate/formulare-und-merkblaetter

Sollten keine Angehdrigen bekannt und/oder auffindbar sein, so kummert sich die Einwohner-
gemeinde um die Bestattung und kommt fur diese Kosten auf. Wenn zu einem spéateren Zeit-
punkt Nachkommen auffindbar sind, kann die Gemeinde die Bestattungskosten bei den Nach-
kommen zurUckfordern.

Die KESB Rheintal erhalt vom Bestattungsamt innert wenigen Tagen die Todesmeldung. Da-
nach werden Sie per E-Mail von der KESB Rheintal zur Einreichung des Schlussberichts mit
allfalliger Schlussrechnung aufgefordert. Dafur haben Sie ab dem Tag der Aufforderung einen
Monat Zeit.

Ihr Schlussbericht und eine allfallige Schlussrechnung wird durch die KESB Rheintal gepruft.
Die Genehmigungsverfligung muss die KESB Rheintal von Gesetzes wegen auch samtlichen
Erben im Nachlass der verstorbenen Person zustellen. Dafur ist die KESB Rheintal auf eine
Erbbescheinigung des Amtsnotariates angewiesen.

Eine Erbbescheinigung muss in jedem Fall beim Amtsnotariat bestellt werden. Dies ist Sache
der Erben. Die Ausstellung der Erbbescheinigung erfolgt nicht automatisch. Wurde bereits ein
Testament eroffnet, kann das Amtsnotariat sofort die Erbbescheinigung ausstellen, da die Er-
benermittlung bereits im Rahmen der Testamentseroffnung stattgefunden hat. Gibt es kein
Testament, muss das Amtsnotariat die Erben erst ermitteln. Dazu holt das Amtsnotariat bei
den zustandigen Zivilstandsamtern die notigen Unterlagen ein. Sollte das Erbe nicht vor Ablauf
der dreimonatigen Ausschlagungsfrist von den Nachkommen angenommen werden, wartet das
Amtsnotariat die Ausschlagungsfrist ab und stellt danach die Erbbescheinigung aus.

Besonders bei Verstorbenen, die keine direkten Nachkommen haben, kann es umfassende
Nachforschungen bendtigen bis Nachkommen ermittelt werden konnen. Aus diesem Grund ist
es wichtig, dass Sie mit der betroffenen Person zu Lebzeiten so viele Kontakte der Verwandten
wie moglich schriftlich festhalten. Das sind nicht nur Eltern, Geschwister, Grosseltern, Onkel
und Tanten, sondern auch Cousins und Cousinen.

Obwohl die Beistandsperson streng rechtlich gesehen nach dem Tod der betroffenen Person
fur diese nicht mehr handlungsbefugtist, ist es in der Praxis haufig so, dass sie aus Praktikabi-

Ende eines Beistandsmandates
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litatsgrunden noch verschiedene administrative Aufgaben wahrnimmt, die im Zusammenhang
mit Angelegenheiten stehen, die noch zu Lebzeiten der betroffenen Person ihren Ursprung hat-
ten. Wir empfehlen Ihnen, nur mit schriftlichem Auftrag und festgelegter Entschadigung zu
handeln. Dieser Auftrag liegt nicht mehr in der Verantwortung mit der KESB Rheintal.

Ihre diesbezuglichen Arbeiten sind in der normalen Mandatsentschadigung nicht inbegriffen.
Halten Sie deshalb fest, wieviel Zeit Sie in Aufgaben investieren, die Uber den Tod der betroffe-
nen Person hinausgehen, und verrechnen Sie diese vereinbarungsgemass der Erbengemein-
schaft.

Noch ausstehende Rechnungen durfen nach dem Tod der betroffenen Person
nur beglichen werden, wenn Sie dazu von der Erbengemeinschaft einen be-
sonderen Auftrag erhalten haben und der Nachlass nicht Uberschuldet ist (es
mussen genugend finanzielle Mittel vorhanden sein, um alle Forderungen de-
cken zu kénnen).

Ihre Entschadigung und Spesen sind im Rahmen der Schlussberichterstat-
tung geltend zu machen. DartUber wird in der Genehmigungsverfigung der
KESB Rheintal entschieden und auch die Gebuhren der KESB Rheintal festge-
setzt. Diese Kosten werden dem Nachlass auferlegt und sind aus der Erbmas-
se zu bezahlen.

Die Buchhaltung fur die Zeit der Beistandschaft ist getrennt von einer allfalli-
gen Nachlassliquidation ab Todestag zu fuhren und hat nichts mehr mit der
Mandatsfuhrung fur die KESB Rheintal zu tun.

Ende eines Beistandsmandates
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Adressen Amtsnotariat und Bestattungsamter

Amtsnotariat Buchs
Bahnhofstrasse 2
9471 Buchs

058 22976 91
D4 info.anbu@sg.ch

Stadt Altstatten
Bestattungsamt
Rathausplatz 2
9450 Altstatten

07175777 30
D4 zivilstandsamt@altstaetten.ch

Gemeinde Au
Bestattungswesen
Kirchweg 4

9434 Au

@ 058 22862 45
D4 michele.ritter@au.ch

Gemeinde Balgach
Bestattungsamt
Turnhallestrasse 1
9436 Balgach

058 228 80 56
D4 chiara.gulotta@balgach.ch

Gemeinde Berneck
Bestattungsamt
Rathausplatz 1
94472 Berneck

@ 071747 4470
> frontoffice@berneck.ch

Gemeinde Diepoldsau
Bestattungsamt
Gemeindeplatz 1
9444 Diepoldsau

@ 0717377351
DA< einwohneramt@diepoldsau.ch

Gemeinde Eichberg
Bestattungsamt
Hardlistrasse 11
9453 Eichberg

0717578772
D4 stefan.eigenmann@eichberg.ch

Gemeinde Marbach
Bestattungsamt
Obergasse 4

9437 Marbach

@ 0717758191
D4 anita.schick@marbach.ch

Gemeinde Oberriet
Bestattungsamt
Staatsstrasse 92
9463 Oberriet

@ 0717636490
D4 bestattungsamt@oberriet.ch

Gemeinde Rebstein
Bestattungsamt
alte Landstrasse 77
9445 Rebstein

@ 0717758210
D4 dominique.heeb@rebstein.ch

Gemeinde Ruthi SG
Bestattungsamt
Staatsstrasse 78
9464 RUthi

@ 0717677774
< martina.benz@ruethi.ch

Gemeinde St. Margrethen
Bestattungsamt
Hauptstrasse 117

9430 St. Margrethen

@ 071747 5666
DA info@stmargrethen.ch

Gemeinde Widnau
Bestattungsamt
Neugasse 4, Postfach
9443 Widnau

@ 0717270300
D4 einwohneramt@widnau.ch

Ende eines Beistandsmandates / Adressen
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Aufbewahrungsfristen der Akten
Fur die Akten, welche aus der Mandatsfuhrung erwachsen, gibt es Aufbewahrungsfristen.

Die Akten der KESB (Beschlusse, Verfigungen, Vertrage, amtliche Korrespondenz) werden
durch die KESB dauernd aufbewahrt. Dieses Dossier wird von der KESB verwaltet.

Die Akten der Beistandsperson, allgemeine Akten und Korrespondenz sowie Belege aus Ein-
kommens- und Vermogensverwaltung mussen nach Beendigung der Beistandschaft noch

10 Jahre aufbewahrt werden. Beistandspersonen, die mit der betroffenen Person verwandt
sind, konnen die Belege zur Aufbewahrung der KESB Rheintal Ubergeben. Die nicht verwandten
privaten Beistandspersonen sind zur Ubergabe der Beistandsakten an die KESB Rheintal nach
Beendigung der Massnahme verpflichtet.

Diese Akten sind nach 10 Jahren fachgerecht zu vernichten (schreddern). Verwandte Bei-
standspersonen konnen diese zur Vernichtung der KESB Rheintal Ubergeben.

Verlustscheine mussen 20 Jahre aufbewahrt werden (Frist Betreibungswesen).

Verfugte die betroffene Person Uber eine Liegenschaft, mussen die Steuererklarungen der letz-
ten 20 Jahre aufbewahrt werden. Bei einem Verkauf der Liegenschaft kann der Eigentumer
oder die Erben die wertvermehrenden Kosten von den Grundstuckgewinnsteuern abziehen.

Ende eines Beistandsmandates / Aufbewahrungsfristen der Akten
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Merkblatter und Formulare

Links

KESB.kurz.erklart
Pro Senectute

Pro Infirmis

Spitex

Procap

SVA St. Gallen
Amtsnotariat Buchs

KESB Rheintal

Gesetze

KOKES

Kescha Ombudsstelle
Compagna Reisebegleitung
Hospiz-Dienst Rheintal
Entlastungsdienst Rheintal

Psychiatriezentrum Rheintal

Amtsarzte Kanton St. Gallen

www.kesb-kurz-erklaert.ch
www.sg.prosenectute.ch
www.proinfirmis.ch
www.rhycare.ch
www.procap.ch
www.svasg.ch

https://www.sg.ch/recht/handelsregister-
notariate/standorte/amtsnotariat-buchs.html
www.kesb.sg.ch/regionen/rheintal

www.admin.ch

www.kokes.ch

www.kescha.ch

www.compagna.ch
www.hospiz-dienst-rheintal.ch
www.entlastungsdienst-rheintal.ch
www.psychiatrie-sg.ch/standorte/heerbrugg

www.sg.ch/gesundheit-
soziales/gesundheit/aufsichtO/amtsaerztinnen-
amtsaerzte.html

Merkblatter und Formulare
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Richtlinien fiir die Entschadigung der privaten Beistandspersonen

1.

Rechtsgrundlage und Geltungsbereich

In Ausfuhrungvon Art. 404 ZGB und der Verordnung Uber die Entschadigung und den Spe-
senersatz bei Beistandschaften (VESB sGS 912.51) erlasst die Kindes- und Erwachsenen-
schutzbehdrde (KESB) Rheintal Richtlinien fir die Entschadigung der privaten Beistands-
personen.

Die Entschadigung bezieht sich in der Regel auf eine Berichtsperiode von zwei Jahren und
wird von der Beistandsperson bei Einreichung ihres Rechenschaftsberichts beantragt. Ei-
ne kurzere Dauer der Mandatsfuhrung wird bei der Festlegung der Entschadigung beruck-
sichtigt. Die Beistandsperson kann aufdie Entschadigung ganz oder teilweise verzichten.

Beistandspersonen, die gemass Art. 420 ZGB von der Pflicht zur Berichts- und Rech-
nungsablage gegenuber der KESB Rheintal entbunden sind, haben den Entschadigungs-
antrag jahrlich und schriftlich der KESB Rheintal zur Genehmigung einzureichen.

Essind der Zeitaufwand, die erforderlichen Fachkenntnisse, die Komplexitat der Aufga-
ben und die Verantwortung, die mit der Beistandschaft verbunden sind, zu berticksichti-
gen. Die Beistandsperson gibt im Rechenschaftsbericht uber ihre Tatigkeiten Auskunft.

Richtwerte fiir die Entschadigung

Bei der KESB Rheintal gelten - jeweils fur eine Berichtsperiode von zwei Jahren - die fol-
genden Werte als Ausgangspunkt:

CHF 1°000.00 Der Tiefstbetrag:

Bei Massnahmen ohne oder mit minimaler Rechnungsfuhrungund oh-
ne nennenswerten Betreuungsaufwand.

CHF10°000.00 Der Hochstbetrag:
Bei Massnahmen mit umfassender Rechnungsfuhrung und erhebli-

chemBetreuungsaufwand.

Aufwand gemass Auftrag | Richtwerte | Umschreibung Aufwand Entschadigung
(nur notwendiger Auf- nach fiir 2 Jahre
wand. Verwandten- oder Stunden
Freundschaftsbesuche pro Monat
gelten nicht als Aufwand)
Geringer Aufwand Bis 6 Geringer Betreuungsaufwand mit einfacher bzw. ohne Rech- CHF 1'000.00
Stunden nungsfuhrung bis
CHF 4'000.00
Mittlerer Aufwand Zwischen 6 | Mittlerer Betreuungsaufwand mit mittlerer Rechnungsfihrung
und 12 oder .
Stunden geringer Betreuungsaufwand mit aufwendiger Rechnungsfiihrung E::FAOOW'OO
oder .
hoher Betreuungsaufwand mit einfacher bzw. ohne Rechnungs- CHF 7:000.00
fuhrung
Hoher Aufwand Zwischen Hoher Betreuungsaufwand mit aufwendiger Rechnungsfiihrung CHF 7'001.00
12und 18 bis
Stunden CHF 10'000.00
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AbgegolteneLeistungen
Mit der Entschadigung werden grundsatzlich folgende Tatigkeiten pauschal abgegolten:

- Soziale und personliche Fursorge und Kontaktpflege mit der verbeistandeten Person
und/oder ihren Bezugspersonen

- Rechtliche Vertretung der verbeistandeten Person im alltaglichen Rahmen

- Vorbereitung und Antragstellung von Rechtsgeschaften nach Art. 416/417 ZGB

- Kontakte mit Amtsstellen, Heimen, Institutionen, usw.

- Erstellung des Inventars und Mitwirkung bei der Vermogensdeponierung

- Einkommens-und Vermogensverwaltung samt Rechenschaftsberichtinkl. allfalligen
Zwischenberichten

- Ausfullender Steuererklarung

- Wahrungderversicherungsrechtlichen Interessen

- Beantragenvon AHV/IV-Renten, Erganzungsleistungen, Stipendien, Sozialhilfeleistun-
gen, etc.

- Organisationvon Haushaltauflosungen, Unterkunft, Reinigung etc.

Werden Teile dieser Aufgaben an Dritte delegiert, reduziert sich die Entschadigung ent-
sprechend.

Barauslagen/Spesen

Spesen werden ersetzt, soweit sie tatsachlich entstanden, notwendig und angemessen
sind.

Barauslagen/Spesen werden grundsatzlich gegen Belege zuruckerstattet. Zur Vereinfa-
chungder Abrechnung werden pro zweijahrige Berichtsperiode folgende Betrage pauschal
anerkannt:

a) Fahrspesen: bis CHF 250.00.
An Stelle dieser Pauschale konnen die Kosten fur die Benutzung der 6ffentlichen Ver-
kehrsmittel oder bei Benutzung des privaten Fahrzeuges CHF 0.70 pro Kilometer gel-
tend gemacht werden. Die Fahrten mit Kilometerangabe sind aufzulisten.

b) Telefon-und Portospesen: bis CHF 250.00.
c) Aufmerksamkeitenund gemeinsame Restaurantbesuche: bis CHF 200.00.

Barauslagen/Spesen sind grundsatzlich der verbeistandeten Person weiter zu belasten.
Sie werden entweder laufend oder anlasslich der Berichterstattung geltend gemacht.

Bezahlung der Entschadigung und Spesen
5.1 Die von der KESB Rheintal beschlossene Entschadigung und der Spesenersatz
werden grundsatzlich aus dem Vermogen der betroffenen Person oder der Inhabe-

rin/dem Inhaber der elterlichen Sorge oder dem Kindesvermogen bezogen, bis die
Vermogensfreibetrage erreicht sind
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5.4
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Die Vermogensfreibetrage gemass Art. 7 der Verordnung Uber die Entschadigung
und den Spesenersatz bei Beistandschaften:

a) CHF 10°000.00 bei alleinstehenden Personen;

b) CHF 20°000.00 bei verheirateten Personen sowie bei minderjahrigen Kindern.

Liegt das Vermogen der verbeistandeten Person oder der Inhaberin/ des Inhabers
der elterlichen Sorge unter dem Vermogensfreibetrag, werden die Entschadigung
und die Spesenvergutung von der Kasse der politischen Gemeinde am zivilrechtli-
chen Wohnsitz der verbeistandeten Person bevorschusst. Die KESB Rheintal legt
die Kostentragungspflicht der politischen Gemeinde nach diesen Richtlinien fest.

Bei Schlussberichten infolge Tod der verbeistandeten Person werden die Entscha-
digung sowie die Barauslagen/Spesen dem Nachlassvermogen belastet, soweit
dieses ausreicht.

Die Ausrichtung der Entschadigung und Spesen erfolgt nach Genehmigung durch
die KESB Rheintal.

Riickforderung bevorschusster Entschadigungen und Spesen

6.1

6.2

6.3

Die politische Gemeinde kann die von ihr bevorschussten Kosten fur Entschadi-
gung und Spesenersatz zurtckfordern, wenn das Vermogen der verbeistandeten
Person denVermogensfreibetrag Ubersteigt (z.B. nach Erbschaft, Schenkung, Lot-
togewinn).

Die Ruckforderung beschrankt sich auf die in den zehn Jahren vor Geltendma-
chung der Ruckforderung bevorschussten Kosten.

Beim Tod der verbeistandeten Person werden die wahrend der zehn vorangegan-
genen Jahre bevorschussten Entschadigungen und allenfalls Spesen bis zur Hoéhe
der verbleibenden Aktiven aus dem Nachlassvermogen zurlckgefordert.

Abweichungen

7.1

7.2

7.3

In begrindeten Fallen kann die KESB Rheintal von diesen Richtlinien abweichen.

Fur Aufgaben, die besondere Fachkenntnisse erfordern, kann ein Zuschlag zur
pauschalen Entschadigung ausgerichtet werden.

Eine abweichende Regelung muss von der Beistandsperson bereits im Voraus be-
antragt und von der KESB Rheintal bewilligt werden.

Sozialversicherungsbeitrage

Private Beistandspersonen sind AHV-beitragspflichtig, sobald ihre Entschadigung einen
gewissen Betrag Ubersteigt. Davon ausgenommen sind private Beistandspersonen im
AHV-Alter sowie selbstandig Erwerbende, welche selbst mit der Ausgleichskasse abrech-
nen. Als selbstandig erwerbende Person gilt, wer aufgrund seiner beruflichen Qualifikati-
on zum Fachbeistand ernannt wird. Davon ausgenommen sind jedoch Privatpersonen,
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welche ohne spezifische berufliche Qualifikation eine Beistandschaft Ubernehmen.

Soist zum Beispiel der enemalige Leiter einer Berufsbeistandschaft als Fachbeistand
selbstandig erwerbstatig. Der selbstandig erwerbstatige Dachdecker ist jedoch als Bei-
stand unselbstandig.

Ubersteigt die Entschadigung den AHV-beitragspflichtigen Betrag nicht, kann die private
Beistandsperson die Abrechnung der AHV-Beitrage bei der KESB Rheintal verlangen. Dar-
Uber muss die private Beistandsperson die KESB Rheintal im Rahmen des Entschadi-
gungsantrags informieren.

Beachten Sie dazu die Informationen der Sozialversicherungsanstalt (SVA) des Kantons
St. Gallen.

https://www.svasg.ch/produkte/ahv/versicherungsbeitraege/beitraege_der_arbeitgeber.php

Die KESB Rheintal stellt den privaten Beistandspersonen einen Lohnausweis aus, wenn
eine Entschadigung und/oder Spesen genehmigt wurden. Die KESB Rheintal hat mit Zu-
stellung des Lohnausweises an die private Beistandsperson die Pflicht erfullt. Durch die
KESB Rheintal wird keine Meldung beim Steueramt gemacht. Dies liegt in der Zustandig-
keit der privaten Beistandsperson.

Inkrafttreten 1. Januar 2020
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Onlinebezug Formulare und Hilfsmittel der KESB Rheintal

Samtliche Formulare der KESB Rheintal (Inventar, Bericht und Rechnung, etc. sowie Hilfs-
mittel (Register, Budget, etc.) sind auf der Homepage der KESB Rheintal verfligbar:

https://www.kesb.sg.ch/regionen/rheintal/merkblaetter-downloads-1

Mandatstragende (Arbeitsunterlagen)

Ablageordner Abrechnung und Administration

rregister und Anleitung (Abrechnung
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Fragebogen zum Vermégensinventar

Vermdgensinventar
Betroffene Person

Vorname und Name
Wohnadresse
Geburtsdatum
Beistandschaft gemass

Inventarstichtag
(Beschlussdatum)

Beistandsperson
Vorname und Name
Adresse

E-Mail und Telefon

Wichtige Bemerkungen

kesb

Art. ZGB

1. Samtliche Punkte im Fragebogen mussen vollstandig ausgefullt werden.

2. Zu jedem vollstandig ausgefullten Punkt mussen die entsprechenden Belege per Inven-
tarstichtag (Beschlussdatum) in Kopie der KESB Rheintal eingereicht werden.

3. BeiVerheirateten, wenn die Ehegatten unter dem ordentlichen Guterstand der Errungen-
schaftsbeteiligung oder unter dem Guterstand der Gutergemeinschaft leben, muss das
gesamte eheliche Vermogen inventarisiert werden. Nur so lassen sich die fur die be-
troffene Person zu verwaltenden Vermogenswerte feststellen. Wenn die betroffene Per-
son dauernd urteilsunfahig ist, kann beim Gericht gestutzt auf Art. 185 Abs. 2 Ziff. 5 ZGB
die Gutertrennung verlangt werden. Die Vermogensbestandteile der Ehegatten werden
dementsprechend im Vermogensausweis gekennzeichnet.
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1. Wohnverhaltnisse

L] Eigenes Haus/Eigentumswohnung*
J Mietwohnung

L] Alters-, Pflege- oder anderes Heim
O Klinik

L] Betreutes Wohnen

Adresse

kesb

* Bei Eigenheim

[ Betreute Person bewohnt weiterhin das Haus oder die Wohnung
[J Die Wohnung wird aufgelost bzw. die Liegenschaft wird verkauft

Belege: Steuerschatzung Eigenheim, Mietvertrag, Heimrechnung

2. Versicherungen

2.1 Lebensversicherungen
Versicherungsgesellschaft, Agentur
Policen-Nr.

Jahrespramie

2.2 Krankenversicherung

Krankenkasse, Agentur
Versicherungs-Nr.
Monatspramie

Individuelle Pramienverbilligung (IPV)

2.3 separate Unfallversicherung

Versicherungsgesellschaft, Agentur
Policen-Nr.

Jahrespramie

keine [

CHF

CHF

ja nein

keine O

CHF
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2.4 Hausratversicherung
Versicherungsgesellschaft, Agentur
Policen-Nr.

Jahrespramie

2.5 Privathaftpflichtversicherung
Versicherungsgesellschaft, Agentur
Policen-Nr.

Jahrespramie

kesb

keine O

CHF

keine [

CHF

» Belege: Samtliche Kopien der Policen sind beizulegen.

3. Einkiinfte
3.1 Berufstatigkeit
Arbeitgeber
Beruf/Tatigkeit

Einkommen pro Monat netto

3.2 Arbeitslosenversicherung
Arbeitslosenkasse

Betrag pro Monat

3.3 Fiirsorgeunterstiitzung/Sozialhilfe
Gemeinde

Betrag pro Monat

keine O

CHF

keine [

CHF

keine [

CHF
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4. Rentenanspriiche aus Sozial- und anderen Versicherungen

4.1 AHV/IV
Ausgleichskasse, Ort

Betrag pro Monat

4.2 Hilflosenentschadigung zur AHV/IV
Betrag pro Monat

Ein Gesuch wird/wurde am

4.3 Erganzungsleistungen zur AHV/IV
Betrag pro Monat

Ein Gesuch wird/wurde am

4.4 Pflegekosten
Pflegestufe

Betrag pro Monat

4.5 Leistungen aus Pflegestufen
Pflegestufe

Betrag pro Monat

4.6 Pensionskassenrenten / BVG-Renten
Versicherungskasse, Ort

Betrag pro Monat

4.7 Weitere Sozialversicherungsrenten/
SUVA etc.

Versicherungskasse, Ort

Betrag pro Monat

keine [

CHF

keine O

CHF

keine [

CHF

eingereicht.

eingereicht.

keine [

CHF

keine [

CHF

keine O

CHF

keine [

CHF
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4.8 Private Rentenversicherungen
(z.B. Saule 3a) keine [

Versicherungsgesellschaft, Ort

Betrag pro Monat CHF

> Belege: aktueller Bank-/Postbeleg der Uberweisung oder aktueller Renten-/Lohnausweis,
Entscheid/Verfugung der Versicherung insb. bezuglich Nachzahlungen, Versicherungspoli-

cen.
5. Unterhaltsanspriiche (Alimente) keine O
Zahlung von
Betrag pro Monat CHF

» Belege: Grundlage der Verpflichtungen Urteil, Vereinbarung

6. Ubrige Einkiinfte keine [
Betrag pro Monat CHF
7. Unverteilte Erbschaften keine O

Name, Geburtsdatum, Todestag, letzter Wohnort, Verwandtschaftsverhaltnis zur betroffe-
nen Person

» Belege: Erbbescheinigung, Testamentseroffnungsverfugung, Nachlassinventar

8. Nutzniessungsanspriiche keine O

Eigentumer/in des Vermogens

Art (Liegenschaft, Depot usw.)

» Belege: Grundbuchauszug, Erbteilungsvertrag, Testamentseroffnungsverfigung, Depot-
auszug
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9. Unterhaltsverpflichtungen (Alimente) keine O

Zahlung an

Betrag pro Monat CHF

» Belege: Grundlage der Verpflichtungen, Urteil, Vereinbarung, Unterhaltsvertrag

10. Letztwillige Verfugungen/Erbvertrage keine O

Das Originaltestament ist ungedffnet beim Amtsnotariat oder an einem anderen sicheren Ort
(z.B. einem bereits bestehenden Schliessfach bei der Bank) zu deponieren.

Datum

Ort der Aufbewahrung

» Belege: Empfangsbestatigung Amtsnotariat

11. Schliessfacher/Safe keine O

Der Inhalt von Schliessfachern muss im Beisein der KESB Rheintal inventarisiert werden.
Falls die Schlussel im Besitz einer Person sind, die Zutritt (Vollmacht) zum Schliessfach hat,
ist die KESB Rheintal umgehend zu benachrichtigen.

Bank/Schliessfach-Nr.

Aufbewahrungsort der Schlussel

12. Diverses keine O
(Grabvorsorge, Biirgschaften, Urheberrechte etc.)

ja nein
Ehevertrag und Verfuigung von Todes wegen vorhanden ] O
Anordnung eines offentlichen Inventars (Art. 405 Abs. 3 ZGB) 0 [
Vorsorgeauftrag vorhanden O [l
Patientenverfigung vorhanden U Ul

» Belege: Kopien der entsprechenden Dokumente beilegen.

In jedem Fall miissen folgende Dokumente beigelegt werden

» Betreibungsregisterauszug inkl. allfalligem Verlustscheinregisterauszug
» Die letzte Steuererklarung und definitive Steuerveranlagung
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Vermogensverhaltnisse
Inventarstichtag (Beschlussdatum):
Aktiven

Barschaft/Bank- und Postguthaben
Kasse/Bargeld

Konto 1

kesb

Betrage in CHF

Konto 2

Konto 3

Mieterkautionssparkonto

Heimdepot

» Belege: Kassabuch, Kontoauszuge, Heimrechnung mit Depotzahlung

Wertschriften
Obligationen
Termingelder
Aktien
Anteilscheine

andere

» Belege: Auszug Wertschriftendepot

Weitere Guthaben

Darlehen an Dritte
Lebensversicherungen

Leibrente

Ausstehende Nachlassanspriche
Freizigigkeitsleistungen
BVG-Anspriche

Saule 3a Guthaben

Genugtuungsanspruche

CHF

CHF

CHF

CHF

CHF

» Belege: Versicherungspolicen, Erbbescheinigung, Nachlassinventar, Schuldschein, Forde-
rungsausweis, Darlehensvertrag (Hohe des Darlehensbetrags per Stichtag, urspringliche
Darlehenssumme und geleistete Riickzahlungen, Riickzahlungsmodalitdten)
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Anlagevermégen

Liegenschaften

vermietet? U ja L nein

Mobel/Gegenstande von besonderem Wert (ab CHF 1°000.00)

Aufbewahrungsort

Fahrzeuge

Schmuck/Sammlungen/Munzen

Aufbewahrungsort

Traveller- und andere Checks

Aufbewahrungsort

» Belege: Amtliche Grundstucksschatzung, Aufstellung uber Mietverhdltnisse/Mietzinsen,
Schatzung der Mébel/Gegenstdnde/Schmuck/Sammlungen/Munzen, Kaufbelege, Lea-
singvertrag

Geschaftsvermogen keine

Firma

Art der Beteiligung

Anteil am Kapital

» Belege: Gesellschaftsvertrag, letzte Bilanz und Erfolgsrechnung

Total Aktiven

Passiven

Offene Rechnungen (Telefon, Krankenkasse, Versicherung, etc.)

Hypothekarschulden

Mietzinsschulden

Offene Heimrechnungen

Schulden aus Abzahlungskaufen/Leasing

Darlehen von Dritten

Kredite
Sozialhilfeschulden CHF
Betreibungen/Verlustscheine CHF

» Belege: Offene Rechnungen, Darlehensvertrag, Kreditvertrag, Leasingvertrag, Betrei-
bungsregisterauszug mit Verlustscheinregisterauszug, Auszug Sozialhilfekonto, Auszug
Hypothekarschuld

Total Passiven
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Vermogensvergleich

Aktiven per

Abzuglich Passiven per

Vermdgen per

Die Richtigkeit und Vollstandigkeit der vorstehenden Angaben wird bescheinigt.

Ort/Datum

Unterschrift Beistandsperson

Ort/Datum

Unterschrift betroffene Person (soweit moglich)

0 konnte nicht unterschrieben werden. (Begrindung notwendig)

Fur allfallige Auskunfte wenden Sie sich bitten an den Fachdienst Revisorat der Kindes- und
Erwachsenenschutzbehorde (KESB) Rheintal,
E-Mail revisorat_rheintal@kesb.sg.ch, Telefon 071 757 72 80
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Fullen Sie die Personalien, den Vermogensausweis (samt Bemerkungen zur Vermogensent-
wicklung) vollstandig aus. Der Beistandschaftsbericht und die Rechnung muss von Ihnen
sowie von der betreuten Person (falls diese dazu in der Lage ist) unterzeichnet werden.

Beistandschaftsbericht und Rechnung

Betroffene Person

Vorname und Name

Wohnadresse

Geburtsdatum

Beistandschaft gemass Art. ZGB

Beistandsperson

Vorname und Name

Adresse

E-Mail und Telefon

Berichtsperiode vom bis

Wichtige Bemerkungen

1.
2.

Alle im Vermogensausweis ausgefullten Positionen mussen belegt werden.

Der Rechnungsablage mussen samtliche Gutschriftsbelege, Bankbelege, detaillierte
AuszUge aller Konti (Bank/Post), Depotauszlge, Abrechnungen usw., welche die ganze
Berichtsperiode betreffen, beigelegt werden.

Samtliche Eingange wie Rentenflisse, Erwerbseinkommen, Ruckerstattungen der Kran-
kenkasse usw. mussen anhand von Belegen dokumentiert werden.

Der Rechnung miussen samtliche Originalbelege (Rechnungen, Quittungen, Verfigungen
der Sozialversicherungsanstalt, etc.) beigelegt werden.

Verflugt die betroffene Person Uber ein Wertschriftendepot, sind der Rechnungsablage
die entsprechenden Belege per Ende der Berichtsperiode ebenfalls einzureichen.

Diese Unterlagen werden nach erfolgter Prifung durch die KESB Rheintal der Beistands-
person wieder retourniert.

Die Beistandsperson hat Anspruch auf eine angemessene Entschadigung und auf Ersatz
der notwendigen Spesen aus dem Vermogen der betroffenen Person. Der Antrag muss
auch bei Verzicht ausgefullt werden.
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Vermodgensausweis
Aktiven Betrage in CHF
Barschaft/Bank- und Postguthaben

Kasse/Bargeld

Konto 1

Konto 2

Konto 3

Mieterkautionssparkonto

Heimdepot

Wertschriften

Obligationen

Termingelder

Aktien

Anteilscheine

Weitere Guthaben

Darlehen an Dritte

Lebensversicherungen

Leibrente

Ausstehende Nachlassanspriche CHF
FreizUgigkeitsleistungen CHF
BVG-Anspruche CHF
Saule 3a Guthaben CHF
Genugtuungsanspruche CHF
Anlagevermégen

Liegenschaften

Mobel/Gegenstande von besonderem Wert (ab CHF 1°000.00)
Aufbewahrungsort

Fahrzeuge

Schmuck/Sammlungen/Munzen
Aufbewahrungsort

Traveller- und andere Checks
Aufbewahrungsort

Total Aktiven
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Passiven

Offene Rechnungen (Telefon, Krankenkasse, Versicherung, etc.)

Hypothekarschulden

Mietzinsschulden

Offene Heimrechnungen

Schulden aus Abzahlungskaufen/Leasing

Darlehen von Dritten

Kredite
Sozialhilfeschulden CHF
Betreibungen/Verlustscheine CHF

Total Passiven

Vermogensvergleich

Aktiven per

Abzuglich Passiven per

Vermogen per

Vermogen gemass letztem Bericht per

Vermogenszunahme/Vermogensverminderung

Bemerkungen zur Vermdgensentwicklung
(Grund der Vermogenszunahme/Vermogensverminderung)

Bericht liber die Verhialtnisse

Wohnsituation
(Aufenthaltsort(e), Angemessenheit der Wohnsituation und Betreuung, Veranderung)
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Schule/Arbeit
(Beschaftigung, Ausbildung)

Finanzielles
(Angaben zu Einnahmen und Ausgaben)

Soziale Situation
(Art und Intensitat der Kontakte, Kontakte mit Bezugspersonen, Angehdérigen und Familie,
Freizeitgestaltung)

Gesundheit/Besonderes
(Korperliche, geistige, psychische Verfassung)
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Beziehung zur Beistandsperson/Einstellung zur Beistandschaft

weitere Bemerkungen

In jedem Fall miissen folgende Dokumente beigelegt werden:

» Betreibungsregisterauszug inkl. allfalligem Verlustscheinregisterauszug
» Die letzte Steuererklarung und definitive Steuerveranlagung

Merkblatter und Formulare / Beistandschaftsbericht und Rechnung
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Antrage

1. Genehmigung
Die Kindes- und Erwachsenenschutzbehorde soll die Rechnung und den Bericht geneh-
migen.

2. Entschadigung der Beistandsperson
Ich beantrage folgende Entschadigung:

FUr die Zeit vom bis CHF

[J Ichverzichte auf die Geltendmachung einer Entschadigung.

Spesen (pauschal):

3. Weiterfiihrung der Beistandschaft
[J Die Beistandschaft sei weiterzufuhren.
[0 Die Beistandschaft sei aufzuheben (Begriindung).

Begrindung:

4. Weitere Antrage

Die Richtigkeit und Vollstandigkeit der vorstehenden Angaben und der Rechnungsablage
wird bescheinigt.

Ort/Datum

Unterschrift Beistandsperson

Ort/Datum

Unterschrift betroffene Person (soweit moglich)

[0 konnte nicht unterschrieben werden (Begrindung notwendig).

Fur allfallige Auskunfte wenden Sie sich bitten an den Fachdienst Revisorat der Kindes- und
Erwachsenenschutzbehdrde (KESB) Rheintal,
E-Mail: revisorat_rheintal@kesb.sg.ch / Telefon: 071 757 72 80

Merkblatter und Formulare / Beistandschaftsbericht und Rechnung
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Muster Budget

Budget

Vorname/Name betroffene Person

kesb

Jahr

Einnahmen

Lohn

AHV-/IV-Rente

Weitere Renten
Erganzungsleistungen (EL)
Hilflosenentschadigung (HE)
Vermogensertrag
Mietzinseinnahmen
Pflegekosten SVA
Leistungen aus Pflegestufen
Sozialhilfe

Alimenten

Taggelder

pro Monat in
CHF

PK/BVG/SUVA

Wertschriften

IV, Arbeitslosenkasse, etc.

proJahrin
CHF

Total Einnahmen

Ausgaben

Wohnkosten

Variable Wohnkosten

Haushaltsgeld
Auswartige Verpflegung
Freizeit

Kommunikation
Krankenkassenpramien

pro Monatin
CHF

Heim
Miete

Wohneigentum

Strom, Gas, Wasser, Kehricht, HK-
/NK-Nachzahlung

Lebensmittel, Kleider, Korperpflege,
Coiffeur, etc.

Taschengeld, Geschenke
Festnetz, Internet, TV, Handy

Grund- und Zusatzversicherung

Riickstellungen (quartalweise, jahrlich anfallende Ausgaben)

Mobilitat

Motorfahrzeug
Versicherungen
Steuern
Krankheitskosten

Gebuhren/Entschadigung

Abonnemente
Anschaffungen/Sparen
Verschiedenes

Auto, OV-Billett und Taxi
Steuern, Versicherung, Benzin, Unter-
halt

Mobiliar, Haftplicht
Bund, Kanton und Gemeindesteuern

Selbstbehalt, Zahnarzt

KESB, Mandatsfuhrung, Bankgebuh-
ren

Zeitungen, Zeitschriften, Abomitglied-
schaften

Mobel, Gerate

Ferien, Kultur etc.

pro Jahrin
CHF

Total Ausgaben

Merkblatter und Formulare / Muster Budget
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Vermégensverdnderung

Unterschrift Beistandsperson

Das Budget ist zusammen mit dem Inventar bzw. dem ordentlichen Bericht einzureichen an:

KESB Rheintal
Fachdienst Revisorat
Rathausplatz 2

9450 Altstatten

Das Budget kann auch online ausgefullt werden:

https://www.kesb.sg.ch/regionen/rheintal/merkblaetter-downloads-1

Merkblatter und Formulare / Muster Budget
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Muster Dienstleistungs-und Unterkunftsauflistung

VORNAME NAME, ADRESSE
(Eltern)

VORNAME NAME, ADRESSE
(betreute Person)

1. Leistungen

Die Eltern erbringen die unter Ziffer 2. aufgefuhrten Leistungen und stellen die Leistungen in
Rechnung. Die Ansatze werden alle zwei Jahre auf Veranderungen gepruft und auf Basis der
zu Grunde liegenden Dokumente angepasst.

2. Dienstleistungsumfang
Kost' Anzahl Tage pro Monat Ansatzin CHF  Totalin CHF
Fruhstuck

Mittagessen

Abendessen

Total Kost

Logis Total in CHF

Zimmer, Wohnanteil (inkl. Heizung)

Wohn- und Haushaltnebenkosten?

Aufraum- und Reinigungsarbeiten

Total Logis

Wasche Total in CHF

Total Wasche und Blgeln

Total Mahlzeiten / Logis / Wasche

' Ohne Zwischenverpflegung und alkoholische Getranke
2Wohn- und Haushaltnebenkosten = Elektrizitat, Wasser, Festnetz, Internet, TV, Serafe, Hausratversicherung, Zeitungen,
Putzmittel, allgemeine Toilettenartikel, Entsorgungsgebuihren

Basis des Dienstleistungsumfangs:
https://budgetberatung.ch/budgetbeispiele (Kost und Logis)

3. Ferien

In den Ferien kann VORNAME entweder mit den Eltern mitkommen oder weitere betreute
Angebote in Absprache mit den Eltern buchen. Die Kosten fur Ferien sind durch VORNAME
ZU Ubernehmen.
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4, Versicherung

Alle Versicherungen sind in der Verantwortung von VORNAME und ausserhalb dieser Ver-
einbarung zu regeln.

Ort und Datum die betreuende Person

VORNAME NAME

Merkblatter und Formulare / Muster Dienstleistungs- und Unterkunftsauflistung
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Verordnung liber die Vermdgensverwaltung im Rahmen einer Beistandschaft oder Vor-
mundschaft (VBVV)

211.223.11

Verordnung
iiber die Vermigensverwaltung im Rahmen
einer Beistandschaft oder Vormundschaft

(VBVY)

vom 23. August 2023 (Stand am 1. Januar 2024)

Der Schweizerische Bundesrat,
gestiitzt auf’ Artikel 408 Absatz 3 des Zivilgesetzbuches (ZGB),
verordnet:

Art. 1 Gegenstand, Geltungsbereich, Begriffe

1 Diese Verordnung regelt die Anlage und die Aufbewahrung von Vermégenswerten,
die im Rahmen einer Beistandschaft oder einer Vormundschaft von einer Mandatstra-
gerin oder einem Mandatstrager verwaltet werden.

2 Sie 1st nicht anwendbar auf Betrage zur freien Verfilgung im Sinne von Artikel 409
ZGB.

3 In dieser Verordmung gelten als:

a.  betroffene Person: eine natirliche Person, fiir die die Kindes- und Erwachse-
nenschutzbehérde (KESB) eine Beistandschaft oder eine Vormundschaft er-
richtet hat;

b.  Bank: eine Bank nach dem Bankengesetz vom 8. November 19342,

c. Mandatstriigerin oder Mandatstriiger: die Beistindin oder der Beistand, die
Vormundin oder der Vormund;

d. Versicherung: ein Versicherungsunternehmen, das der Aufsicht gemass dem
Versicherungsaufsichtsgesetz vom 17. Dezember 20043 untersteht;

¢. Vermégensverwalterin: cine Bank oder ein Finanzinstitut, die oder das ge-
miss dem Finanzinstitutsgesetz vom 15. Jum 20184 tiber eine Bewilligung zur
Tatigkeit als Vermégensverwalterin verfiigt.

AS2023 486

1 SR 210

2 SR 952.0
3 SR 961.01
4 SR 954.1
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211.223.11 Erginzungs- und Ausfihrungserlasse zum ZGB
Art. 2 Grundsitze der Vermogensanlage

1 Die verwalteten Verméogenswerte sind sicher und soweit méglich ertragsbringend
anzulegen.

2 Anlagerisiken sind durch eine angemessene Diversifikation gering zu halten.

3 Die im Rahmen der Vermdgensanlage anfallenden Gebithren miissen in einem an-
gemessenen Verhiltnis zum angelegten Vermogen und zum erwarteten Ertrag stehen.

Art. 3 Bargeld

Die Mandatstragerin oder der Mandatstrager muss Bargeld unverziiglich auf ein
Konto bei einer Bank einzahlen, das auf den Namen der betroffenen Person lautet.

Art. 4 Aufbewahrung von Wertsachen

1 Die Mandatstrigerin oder der Mandatstrager muss Wertgegenstinde, wichtige Do-
kumente und dergleichen {Wertsachen) in einem Schrankfach oder als verschlossenes
Depositum, lautend auf den Namen der betroffenen Person, bei einer Bank aufbewah-
Tem.

2 Ausnahmsweise kann sie oder er Wertsachen an einem anderen Ort aufbewahren,
wenn die sichere Aufbewahrung gewihrleistet ist oder dies vorrangigen Interessen der
betroffenen Person dient. Die Ausnahmen bediirfen einer Bewilligung der KESB.

3 Die KESB kann ausnahmsweise die Aufbewahrung von Wertsachen in ihren Raum-
lichkeiten anordnen, sofern der Aufbewahrungsort feuer-, wasser- und diebstahlsicher
ist.

Art. 5 Beriicksichtigung der persénlichen Verhiltnisse
der betroffenen Person

1 Bei der Wahl der Anlage sind die persénlichen Verhaltnisse der betroffenen Person
71 beriicksichtigen, insbesondere das Alter, die Gesundheit, die Bed{irfrusse des
Lebensunterhalts, das Einkommen und das Vermdgen sowie der Versicherungs-
schutz. Der Wille der betroffenen Person ist soweit méglich ebenfalls zu berficksich-
tigen.

2 Allfillige Versicherungsleistungen, insbesondere bei Altersriicktritt, Unfall, Krank-
heit oder Pllegebedirfligkeit, sowie allfillige weitere Anwartschaften sind einzube-
zichen.

3 Die Anlage ist so zu wihlen, dass die Mittel fiilr den gewohnlichen Lebensunterhalt
und fir zu erwartende ausserordentliche Aufwendungen im Zeitpunkt des Bedarfs
verfiigbar sind.

2/6
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Vermdgensverwaltung im Rahmen einer Beistandschaft 211.223.11
oder Vormundschaft. V

Art. 6 Sicherstellung des gewd&hnlichen Lebensunterhalts

Fir Vermégenswerte, die der Sicherstellung des gewdhnlichen Lebensunterhalts der
betroffenen Person dienen, sind, unter Vorbehalt von Artikel 8 Absatz 3, folgende
Anlagen zuldssig:

a. auf den Namen der betroffenen Person lautende Einlagen bei Banken, ein-
schliesslich Kassenobligationen und Festgelder;

b. festverzinsliche Obligationen der Schweizerischen Eidgenossenschaft, von
Kantonen und Gemeinden sowie Pfandbriefanleihen der schweizerischen
Pfandbriefzentralen;

c. Exchange Traded Funds (ETF) und Indexfonds, sofern diese Fonds aus-
schliesslich in Anlagen nach Buchstabe b investieren und nach Artikel 10
Absatz 2 des Kollektivanlagengesetzes vom 23. Juni 2006 (KAG) samtlichen
Anlegerinnen und Anlegern offenstehen;

d Obligationen von Unternehmen, an denen Bund, Kantone oder Gemeinden
mehrheitlich beteiligt sind, und Einlagen in Mitarbeiterkonten bei solchen
Unternehmen;

Einlagen in Einrichtungen der beruflichen Vorsorge;
Einlagen in Einrichtungen der gebundenen Selbstvorsorge;

g. Anteilscheine von Baugenossenschaften in Verbindung mit einem bestehen-
den Mietvertrag,

h  Anteilscheine von Banken in Verbindung mit e¢inem bestehenden Vertrags-
verhiltnis zur Bank sowie Beteiligungen an solchen Banken,

i.  wertbestindige Grundstiicke, die selber genutzt werden;

j.  pfandgesicherte Forderungen mit einem wertbestindigen Pfand.

Art. 7 Anlagen fir weitergehende Bedirfnisse

1 Sofern es die personlichen Verhiltnisse der betroffenen Person erlauben, sind fiir
Bediirfnisse, die iiber den gewohnlichen Lebensunterhalt hinausgehen, zusétzlich zu
den Anlagen nach Artikel 6 folgende Anlagen mit guter Bonitat zulissig:

a. Obligationen in Schweizerfranken;
b.  Aktien von Schweizer Aktiengesellschafien;

c. folgende Fonds in Schweizerfranken, die nach Artikel 10 Absatz 2 KAGS
simtlichen Anlegerinnen und Anlegern offenstehen:
1. Obligationenfonds,
2. Aktienfonds,
3. ETF oder Indexfonds mit Anlagen in Aktien und Obligationen,

5 SR 951.31
6 SR 95131
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211.223.11 Erginzungs- und Ausfithrungserlasse zum ZGB

4.  gemischte Anlagefonds mit einem Anteil von hochstens 25 Prozent
Aktien und hochstens 50 Prozent Titeln auslandischer Unternehmen,

5. Immobilienfonds von schweizerischen Emittenten;

d. Lebensversicherungen, Leibrentenversicherungen und Kapitalisationsge-
schifte ohne fonds- und anteilsgebundene Ertrage bei Versicherungen;

g. strukturierte Produkte schweizerischer Emittenten in Schweizerfranken, die
an einer schweizerischen Borse kotiert sind, iiber 100 Prozent Kapitalschutz
verfiigen und mit einer entsprechenden Pfandbesicherung ausgestattet sind,

wertbestiandige Grundstiicke, die nicht selber genutzt werden;
Beteiligungen an Gesellschaften;
Treuhandanlagen in Schweizerfranken;

bérsengehandelte Fonds mit Anlagen in Gold oder Silber mit vollstindig
physischer Verwahrng des Edelmetalls.

2 Fir die folgenden Anlagen sind, bezogen auf das Gesamtvermdgen, folgende Ober-
grenzen als Richtwerte einzuhalten:

a. Aktieninden Anlagennach Absatz 1 Buchstaben b, ¢ Ziffern 2—4 und d sowie
Beteiligungen an Gesellschaften nach Absatz 1 Buchstabe g: 25 Prozent;

b.  Anteil der Titel von ausléndischen Unternehmen an den Anlagen nach Buch-
stabe a: 50 Prozent;

¢. Immobilienfonds nach Absatz 1 Buchstabe ¢ Ziffer 5: 10 Prozent;
d. Fonds mit Anlagen in Gold oder Silber nach Absatz 1 Buchstabe i: 10 Prozent.

3 Sind die finanziellen Verhiltmisse der betroffenen Person besonders giinstig, so kann
die KESB weitergehends Anlagen bewilligen.

=R

—-

Art. 8 Umwandlung in zuldssige Anlagen

1 Erfiillen Vermégensanlagen, die im Zeitpunkt der Errichtung der Beistandschaft
oder Vormundschaft bestehen, und Vermégenswerte, die der betroffenen Person nach
diesem Zeitpunkt zufliessen, die Voraussetzungen nach den Artikeln 6 und 7 nicht, so
miissen sie innert angemessener Frist in zuldssige Anlagen umgewandelt werden.

2 Bei der Umwandlung sind die Wirtschaftsentwicklung, die persénlichen Verhilt-
nisse und soweit moglich der Wille der betroffenen Person zu beriicksichtigen.

3 Auf eine Umwandlung kann verzichtet werden, wenn die Vermdgenswerte fiir die
betroffene Person oder fiir ihre Familie einen besonderen Wert haben und der ge-
wohnliche Lebensunterhalt sichergestelltist. Der Verzicht bedarf der Bewilligung der
KESB.

4/6
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Vermdgensverwaltung im Rahmen einer Beistandschaft 211.223.11
oder Vormundschaft. V

Art. 9 Entscheide und Bewilligungen der KESB

1 Die KESB entscheidet auf Antrag der Mandatstrigerin oder des Mandatstragers oder
von Amtes wegen:
a. ob Vermégenswerte fiir Anlagen nach Artikel 7 Absatz 1 oder 3 zur Verfil-
gung stehen;
b.  ob Anlagen nach Artikel 7 Absatz 1 der Bewilligung der KESB bediirfen;

¢. Uber welche Vermoégenswerte die Mandatstrigerin oder der Mandatstriger
mur mit Bewilligung der KESE verfiigen darf,

d.  ber das Recht auf Zugang zu Schrankfichern.

2 Anlagen nach Artikel 7 Absatz 3 sowie Vertrige nach Artikel 10 Absatz 1 {iber
Anlagen nach Artikel 7 Absatz 1 bedirfen mit Ausnahme der Fille nach Artikel 416
Absatz 2 ZGB der Bewilligung der KESB.

3 Eine Bewilligung der KESB nach dieser Verordmung ersetzt deren Zustimmung zu
Geschiften nach den Artikeln 416 Absitze 1 und 3 sowie 417 ZGB nicht.

4 Die KESB teilt ihre Entscheide der Mandatstragerin oder dem Mandatstrager sowie
der betreffenden Bank, Versicherung oder Vermdgensverwalterin mit.

Art. 10 Vertrige iiber die Anlage, Aufbewahrung und Verwaltung
von Vermdgenswerten; Belege, Auskunft und Einsicht

1 Vertrige iiber die Anlage, Aufbewahrung und Verwaltung von Verméogenswerten
sind von der Mandatstrigerin oder dem Mandatstrager im Namen der betroffenen Per-
son abzuschliessen.

2 Die Belege im Zusammenhang mit der Vermdgensverwaltung sind auf den Namen
der betroffenen Person auszustellen. Die Mandatstrigerin oder der Mandatstrager
muss die Belege aufbewahren.

3 Die Mandatstragerin oder der Mandatstrager kann von der Bank, der Versicherung
oder der Vermégensverwalterin ab dem Zeitpunkt der Ubernahme des Mandats jeder-
zeit Auskunft tiber die Bank- und Vermoégensverwaltungsbezichung und die Versi-
cherungen der betroffenen Person sowie Einsicht in die dazugehdrigen Akten verlan-
gen. Soweit es fiir die Austibung oder die Beendigung des Mandats erforderlich ist,
kann sie oder er diese Auskunft und Einsicht auch fiir die Zeit vor der Ubernahme und
nach Beendigung des Mandats verlangen.

4 Die KESB holt bei der Mandatstragerin oder dem Mandatstriger Konto- und Depot-
ausziige sowie weitere Auskiinfte Giber die Bank- und Vermégensverwaltungsbezie-
hung und die Versicherungen der betroffenen Person ein.

5 Sofern dies erforderlich ist, kann sie dic Ausziige und Auskiinfte direkt bei der Bank,
der Versicherung oder der Vermégensverwalterin einholen. Sie erlisst dazu eine Ver-

figung.

576
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211.223.11 Erginzungs- und Ausfithrungserlasse zum ZGB

Art. 11 Dokumentationspflicht und Weisungsrecht

1 Die Mandatstragerin oder der Mandatstrager muss alle Entscheidungen im Bereich
der Vermogensverwaltung sorgfaltig und ausfithrlich dokumentieren.

2 Im Rahmen ihrer Aufsicht kann die KESB Weisungen erlassen oder Musterformu-
lare sowie Standardvertrige zur Verfiigung stellen.

Art. 12 Aufhebung eines anderen Erlasses

Die Verordnung vom 4. Juli 20127 iiber die Vermégensverwaltung im Rahmen einer
Beistandschaft oder Vormundschaft wird aufgehoben.

Art. 13 Ubergangsbestimmungen

1 Vermégensanlagen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehen
und dazu in Widerspruch stehen, milssen unter Vorbehalt von Artikel 8 Absitze 2
und 3 so rasch wie méglich, spitestens aber innert zwei Jahren, in zulissige Anlagen
umgewandelt werden.

2 Die KESB kann diese Frist ausnahmsweise um maximal zwei Jahre verldngern.

Art. 14 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

7 [AS 2012 3947]
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Merkblatt Nr. 5.01 — Ergénzungsleistungen zur AHV und IV

AHV".'IV

Erganzungsleistungen
zur AHV und IV

Stand am 1. Januar 2024
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Auf einen Blick

Die Erganzungsleistungen zur AHV und IV helfen ceort, wo die Renten und
das Einkommmen nicht die minimalen Lebenskosten decken. Zusammen
mit der AHV und IV gehéren die Erganzungsleistungen (EL) zum sozialen
Funcament unseres Staates.

Erganzungsleistungen werden durch die Kantone ausgerichtet. Sie beste-
hen aus zwei Kategorien:
e janrliche Leistungen, die menatlich ausbezahlt werden
(siehe Ziffern 1 bis 9;
e Vergltung von Krankheits- und Behincerungskosten
(siehe Ziffern 10 bis 14).

Sie kdnnen Erganzungsleistungen erhalten, wenn Sie

e cinen Anspruch auf eine Rente der AHV (auch bel einem Rentenvorbe-
zug), eine Rente der IV, nach Veollendung des 18. Altersjahres eine Hilf-
losenentschacigung der IV oder wahrend mindestens sechs Monaten
ein Taggeld der IV erhalten, unc

¢ nicht mehr als 100 000 Franken (Alleinstehiende) oder 200 000 Fran-
ken (Ehepaare) Vermégen haben, und

e nder Schweiz Wohnsitz und tatsachlichen Aufenthalt haben, und

e Burgerin oder Burger der Schweiz oder eines EU/EFTA-Mitgliedstaates
sind, oder
o 2ls Auslénderin oder Auslander seit mindestens zehn Jahren ununter-

brochen in der Schweiz leben. Fur Fluchtlinge ocer Staatenlose betragt
diese Frist funf Jahre.

Fir die Prifung, ob das Vermégen cie zulassige Schwelle Ubersteigt, wer-
den selbsthewohnte Liegenschaften nicht berticksichtigt.

Wenn Sie das Referenzalter erreicht haben oder invalid, verwitwet oder
verwaist sind und dennoch keinen Anspruch auf eine Rente haben, weil Sie
keine oder zu wenig lang AHV- oder [V-Beitrége bezanlt haben, kdnnen Sie
unter gewissen Voraussetzungen trotzdem einen Anspruch auf EL geltend
machen.

Erklarvideos

Erfahren Sie in wenigen Minuten einfach erklart, wie Sie Erganzungsleis-
tungen beantragen konnen:

* Erganzungsleistungen fur Personen zuhause: www.ahv-iv.chirfelzuhause

e Erganzungsleistungen TUr Personen im Heim: www.ahv-fv.chir/alimheim

kesb
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Jahrliche Erganzungsleistungen

Wie werden die Erganzungsleistungen grundsatzlich
berechnet?

Die jahrlichen EL entsprechen der Differenz zwischen den anerkannten
Ausgaben und den Einnahmen, die angerechnet werden kénnen. Dabei ist
ZU unterscheiden zwischen Personen, die zu Hause leben, und Personen,
die im Heim oder im Spital wohnen.

Was sind anerkannte Ausgaben?

Folgende Ausgaben werden bei beiden Berechnungsarien anerkannt:

Berufsauslagen bis zur Héhe des Bruttoerwerbseinkommens;

Kosten fur den Unterhalt von Geb&uden und Hypethekarzinsen bis zur
H&he des Bruttoertrags der Liegenschaft;

Ein Beitrag fUr die obligatorische Krankenversicherung. Dieser ent-
spricht der tatséchlichen Prémie, jedoch hdchstens der kantonalen
oder regionalen Durchschnittspramie;

Beitrage an die AHVY, cie IV und die EQ;

Kosten fur notwendige und ausgewiesene familienerganzende Betreu-
ung von Kindern bis zehn Jahren;

geleistete familienrechtliche Unterhaltsbeitrage, z. B. Alimente.

Welche anerkannten Ausgaben gelten zudem, wenn ich
zu Hause lebe?

Folgende Ausgaben werden lhnen anerkannt, wenn Sie zu Hause leben:

Fur den allgemeinen Lebensbedarf pro Jahr:

fur Alleinstenende CHF 20 100.—
fUr Ehepaare CHF 30 150.—

0-10Jahre 11 -max. 25 Jahre
fUr das erste Kind CHF 7380- CHF 10 515.—
fir das zweite Kind CHF 6 150—- CHF 10 515.—
fUr das dritte Kind CHF 5125- CHF 7 010.—
fUr das vierte Kind CHF 4270- CHF 7 010.—
TUr jedes weitere Kind CHF 3560- CHF 3 505.—-

DerallgemeinelebenshedarfdientzurDeckung aller Ausgaben, die nicht
gescndert berlcksichtigt werden {Lebensmittel, Kleider, Steuern usw.}.
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e Der jghrliche Mietzins und die damit zusammenhangenden Neben-
kosten einer Wohnung. Wohnen Sie in einer Liegenschaft, die Ihnen
gehart, wird als Mietzins der Mietwert angerechnet. Als Nebenkosten
werden 3 060 Franken pauschal angerecnnet.

e Eskdnnen hachstens folgende jahrliche Betrage angerechnet werden:

Mietzins- Mietzins- Mietzins
region’ 1 region' 2 region' 3

(Grosszent- (Stadt) (Land)
rum)
Alleinlebend CHF 17 580—- CHF 17 040- CHF 15 540.—
Ehepaar ohne Kinder /
Alleinstehend mit einem  CHF 20 820- CHF 20 220- CHF 18 780.—
Kind
Ehepaar mit einem Kind
/ Alleinstehend mit zwei CHF 23 100- CHF 22 140- CHF 20 700.—
Kindern
Ehepaar mit zwel und
mehr Kindern / Alleinste-
hend mit drei und mehr
Kindern
Konkubinatspaare (Zwei-
perscnenhaushalt) pro CHF 10 410—- CHF 10 110.- CHF 9 390.—
Person?

CHF 25 200.- CHF 24 120- CHF 22 380.-

' Fur die FEinteilung der Gemeinden in die Regionen siehe Website BSV:
www bsv.admin.ch > Sozialversicherungen > Erganzungsieistungen > Grund-
lagen & Gesetze > Grundlagen > Mietkosten in den EL

2 FUr unverheiratete Personen in einem Haushalt mit mehr als zwei Personen
gelten andere Ansétze.

e Falls eine rollstunlgangige Weohnung notwencig ist, steigt der
Hachsthetrag fur die Mietzinsausgaben um 6 420 Franken.
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Welche anerkannten Ausgaben gelten zudem, wenn ich
im Heim oder im Spital lebe?

Folgende Ausgaben werden Ihnen anerkannt, wenn Sie im Heim oder im
Spital leben:

Tagestaxe: Die Kantone konnen einen Hiéchstbetrag festlegen;

Betrag fur personliche Auslagen wie Kauf von Kleidern, Procukte fur
die Korperhygiene, Zeitungen, Steuern usw. Dieser Betrag wird von
den Kantonen festgelegt.

Welche Einnahmen werden angerechnet?

Vol als Einkommen angerechnet werden:

Renten cer AHV und IV, cer Pensionskasse (perufliche Vorsorge), der

Militar- oder Unfaliversicherung und von auslandiscnen Sozialversiche-

rungen. Dabei werden cie Renten des lzufenden Janres berlcksichtigt;

Bel einem Vorbezug cer Altersrente wird fur die Berechnung der jahr-

lichen Erganzungsleistungen die ganze aufgrund des Vorbezugs ge-

kurzte Rente als Einnahme angerechnet.

Einklntte aus dem Vermogen wie Zinsen, Miete, Untermiete, Pacht

oder Nutzniessung;

der Mietwert der Wohnung;

familienrechtliche Unterhaltsbeitrage wie Alimente;

Ersatzeinkinfte wie Taggelder der Krankenkasse, der IV, der Arbeitslo-

senversicherung ocer der Unfallversicherung;

wiederkehrende Leistungen von Arbeitgebern;

Erwerbseinkommen bei Bezligerinnen oder Bezigern eines IV-Taggel-

des;

Einklnfte und Vermagenswerte, auf die verzichtet werden ist;

ein Teil des Vermdgens {Verzehr), das bei Alleinstehenden 30 Q00 Fran-

ken unc bei Ehepaaren 50 000 Franken Ubersteigt.

Zusatzlich werden bei selbsthewohnten Liegenschaften 112 500 Fran-

ken nicht als Vermagen bertUcksichtigt, bzw. 300 000 Franken in fol-

genden Fallen:

- die Liegenschaft eines Ehepaars wirc von einem Ehegatten
bewohnt, wahrend der andere im Heim oder im Spital lebt;

- cle Liegenschaft eines Ehepaars wird von einem Ehegatten
bewonnt, cer eine Hilflosenentschacigung der AHV, IV, UV oder
MV bezieht;

- cle Liegenschaft wird von einer alleinstehenden Person bewohnt,
die eine Hilflosenentschadigung der AHY, IV, UV oder MV bezieht.
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Sofern diese Freibetrage Uberschritten werden, wirc ein Teil davon als
Einkommen angerechnet. Dieser Anteil betragt:

bei Invalidenrenten 1715
bei Hinterlassenenrenten 1/15
bei Altersrenten 1710

Leben Sie in einem Heim, kann dieser Betrag je nach kantonaler Rege-
lung bis zu einem Funftel betragen.

Beispiel fur einen alleinstenenden Altersrentner:

Vermdgen (Bank) CHF 65 000.—
Freibetrag Vermégen - CHF 30 000.—
angerechnetes Vermagen CHF 35 000.—-
davon 1/10 CHF 3 500.-

Wird das Erwerbseinkommen als Einkommen
angerechnet?

Das Erwerbseinkommen wird teilweise als Einkommen angerechnet. Vem
Erwerbseinkommen der rentenbeziehenden Person werden die Berufs-
auslagen, die Sozialversicherungsbeitrage und ein Freipetrag von janrlich
1 000 Franken bei Alleinstehenden und 1 500 Franken bei Ehepaaren ab-
gezogen. Vom Rest werden zwei Drittel als Einkommen angerechnet. Das
Erwerbseinkommen des Ehegatten ohne EL-Anspruch wird ohne Abzug
eines Freibetrages zu 80 % angerechnet. Allenfalls kommt ein hypothe-
tisches Einkormmen zur Anrechnung. Dies geschient, wenn bel gewissen
Kategorien von Rentnerinnen und Rentnern {IV oder Witwen) oder beim
nichterwerbstatigen Enegatten eine Erwerbstatigkeit erwartet werden
darf.
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Was wird nicht als Einkommen angerechnet?

Nicht als Einkommen angerechnet wercen:
e Verwandienuntersiltzungen;
e Offentliche oder private Leistungen der Flrsorge und Sozialhilfe;

e Hilflosenentschadigungen der Sozialversicherungen (mit Ausnahmen
bei Heimaufenthalt);

e Assistenzoeitrage der AHV oder der IV,
e Stipendien und ancere Unterstitzungsbeitrage fur die Ausbildung;

e Soldaritatsbeitrage fur Opfer von flrsorgerischen Zwangsmassnah-
men und Fremcplatzierungen.

Wie werden die Erganzungsleistungen bei Ehepaaren
berechnet, die nicht zusammenleben?

Bei Ehepaaren, von denen zumindest der eine Ehegatte im Heim ocer im
Spital lebt, wird die jahrliche EL fUr jeden Ehegatten einzeln berechnet. Da-
bei werden cie anrechenbaren Einnahmen und das Vermdgen des Ehepaa-
res zu gleichen Teilen den Ehegatten zugerechnet. Davon ausgenemmen
ist der Vermogensverzehr. Bei Ehepaaren, bei denen der eine Enegatte im
Heim und cer andere in einer selbstbewohnten Liegenschaft lebt, wird das
Vermégen zu drel Vierteln dem Ehegatten im Heim und zu einem Viertel
dem Ehegatten zu Hause zugerechnet.

Was ist, wenn sich mein Einkommen oder Vermdgen
andert?

Wenn sich Inr Einkommen oder |hr Vermagen wesentlich verringert oder
erndht, wird die EL auch im Verlauf des Kalenderjahres entsprechend an-
gepasst (siehe Ziffer 18).
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Krankheits- und Behinderungskosten

Wann habe ich grundsatzlich Anspruch auf Kostenriick-
erstattung?
Die Kosten konnen nur dann vergtet werden, wenn sie nicht bereits durch

eine Versicherung (Krankenkasse, Unfall, Haftpflicht oder IV usw.) gedeckt
sind.

Welche Krankheits- und Behinderungskosten werden
Ubernommen?
Zusatzlich zu den jahrlichen EL k&nnen Sie sich folgende Kosten rlickersiat-
ten lassen:

e zzhnarztliche Behanclung (einfache, wirtschaftliche und zweckmés-
sige Behandlungy,

¢ Hilfe, Pflege und Betreuung zu Hause sowie in Tagesstrukiuren;

e voribergehende Aufenthalte in einem Heim oder Spital, langstens je-
doch fur drei Monate; dauert der Heim- oder Spitalaufenthalt langer
als drei Monate, wird die jahrliche Erganzungsleistung rickwirkend ab
dem Heim- oder Spitaleintritt berechnet;

e Mehrkosten fur eine lebensnotwendige Diat;
e Transport zur nachstgelegenen Behandlungsstelle,
¢ Kosten fur Hilfsmittel;

e Beteiligung an den Kosten der Krankenkasse (Selbstbehalt und Fran-
chise} bis zum Betrag von jahrlich 1 000 Franken;

e &rztlich angeordnete Bade- und Erholungskuren.

Die Kantone erlassen die naheren Bestimmungen zu den Krankheitskos-
ten, die vergUtet wercen kénnen.

Ist die Kostenriickerstattung durch die Erganzungsleis-
tungen moglich, wenn keine jahrlichen Erganzungsleis-
tungen ausgerichtet werden?

Wenn keine janrlichen EL ausgericntet werden, ist die Ruckerstattung von

Krankneits- und Behinderungskosten durch cie EL trotzdem maglich, wenn
nur wegen dieser Kosten cie Ausgaben die Einnahmen Uberschreiten.

kesb
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Welche Betrage werden fiir die Krankheits- und
Behinderungskosten zusatzlich vergiitet?

FOr cie Krankheits- und Behincderungskosten kénnen pro Janr zusétzlich zu
den jahrlichen EL ndchstens folgende Betrage vergiitet werden:

Alleinstehende CHF 25 000.—
Ehepaare CHF 50 000.—-
Heimbewohner CHF 6 000.—

Die Kantone konnen jecoch nohere Betrage vorsehen.

Wenn Sie zu Hause leben unc Anspruch auf eine Hilflosenentscnadigung
der IV oder der Unfallversicherung haben, erh&ht sich der Betrag auf
90 000 Franken bel schwerer bzw. 60 000 Franken bei mittelschwerer Hilf-
losigkeit. Dies gilt nur, soweit die Kosten fur Pflege und Betreuung durch
die Hilflosenentschadigung und den Assistenzbeitrag der AHYV oder IV
nicht gedeckt sind.

Wie lange kann ich die Rickvergiitung der Kosten
beantragen?
Sie kénnen die Ruckvergltung der Kosten innert 15 Monaten seit der
Rechnungsstellung beantragen. Die Krankheits- und Behincerungskosten

sowie die Kosten fur Hilfsmittel konnen nur fUr jenes Jahr vergutet werden,
in dem die Behandlung eder cer Kauf stattgefunden hat.
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Antrag und zeitliche Dauer des Anspruchs

Wo muss ich meinen Anspruch auf Erganzungs-
leistungen geltend machen?

Sie konnen Inren Anspruch auf EL bel der zustandigen EL-Stelle geltend ma-
chen (siehe Ziffer 21). Dort kénnen Sie auch die amtlichen Formulare fur die
Anmeldung beziehen. Sie, Ihre Stellvertretung oder eine nahe verwandte
Person konnen die Formulare einreichen. Die EL-Stelle teilt Ihnen den Ent-
scheid Ober die EL schriftlich mit. Gegen den Entscheid kénnen Sie Einspra-
che erneben.

Wann beginnt und endet mein Anspruch auf
Erganzungsleistungen?
lhr Anspruch auf Erganzungsleistungen bestent grundsatzlich fur den Mo-
nat, in dem Sie, lhre Stellveriretung, ocer eine verwancte Person cdie An-

meldung eingereicht haben und die Voraussetzungen fir inre Ausrichtung
gegeben sind.

Der Anspruch erlischt auf Ence des Monats, in cem eine der Voraussetzun-
gen nicht mehr besteht.

Mussen die Erganzungsleistungen nach dem Tod
zuruckbezahlt werden?
Ja. Sofern die Héhe des Nachlasses 40 000 Franken Ubersteigt, miissen
rechimassig bezogene Leistungen zurlckerstattet werden. Allerdings nur

Leistungen, welche nach dem 1. Januar 2021 ausbezahlt wurcen und wenn
die Héhe des Nachlasses damit nicht unter 40 000 Franken fallt.
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Meldepflicht

Muss ich Anderungen der persanlichen oder
wirtschaftlichen Verhiltnisse mitteilen?
Sie mussen der EL-Stelle jede Anderung der personlichen und jede
grossere Anderung der wirtschaftlichen Verhalinisse sofort mitteilen. Sie,
lhre gesetzliche Vertretung, eine Dritiperson ocer eine Behédrde kénnen
die Anderungen bekannt geben. Zu solchen Anderungen gehoren zum
Beispiel:
* Acressanderungen

e Mietzinsanderungen (oder zusatzliche Personen, welche in der glei-
chen Wohnung leben)

e Beginn ocer Ende einer Erwerbsarbeit

e Erhdéhung einer Leistung des gegenwartigen oder friheren Arbeitge-
bers, einer Pensionskasse oder Vorsorgeeinrichiung

e Erbschaft ocer Schenkung

e Vermogensabtretungen

e Liegenschafts- und Grundsticksverkauf

e Ein- und Austritie bei Spital und Heim

e Beginn von regelmassigen Leistungen einer Krankenkasse

Wenn Sie solche Anderungen nicht melden cder beim Antreg der EL fal-
sche Angaben machen, missen Sie zu Unrecht bezogene Leistungen zu-
ruckerstatien.

Radio- und TV-Abgabe

Muss ich die Haushaltabgabe bezahlen?

Bezlugerinnen und Bezuger von jahrlichen Erganzungsleistungen zur AHV
und IV (Bund) sind von der Abgabepflicht fir die Haushaltabgabe befreit.
Reichen Sie der SERAFE AG, Postfach, 8010 Zurich, das Bestatigungsschrei-
bens der EL-Stelle Uber den EL-Bezug ein. Die Abgabebefreiung erfolgt
rickwirkend ab EL-Bezug, langstens fur funf Jahre ab Einfihrung der Haus-
haltabgabe am 1. Januar 2019.
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Selbsteinschatzung

Wie kann ich berechnen, ob ich Anspruch auf
Erganzungsleistungen habe?

Sie haben zwel Maglichkeiten:

1. Berechnen Sie Ihren Anspruch auf Erganzungsleistungen schnell und
einfach online mit dem EL-Rechner: www.ahv-iv.chir/elrechner

Die Berechnung gilt nur far Personen, die zuhause wohnen. Wenden
Sie sich an die Heimleitung, wenn Sie in einem Heim wohnen. Diese
kann Sie Uber die Erganzungsleistungen informieren.

2. Sie erhalten bei der EL-5telle ein Selbstberechnungsblatt. Das Gesuch
um EL mussen Sie in der Regel bei der AHV-Zweigstelle am Wohnort
einreichen.
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Auskunft
Wo erhalte ich Auskunft?

Fir Ausklnfte stehen Ihnen die EL-Stellen zur Verflgung. Sie befinden
sich in der Regel bel der kantonalen Ausgleichskasse des Wohnkantons:
www.ahv-iv.ch

Ausnanmen bilcen folgende Kantone:

Kanton Einreichungsstelle

BS Amt fur Sozialbeitrage Basel-5tadt,
Grenzacherstrasse 62, Postfach, 4005 Basel
GE Service des prestations complémentaires (SPC),
route de Chéne 54, case postale 6375, 1211 Genéve 6
ZH  Zusatzleistungsstelle der Wohnsitzgemeinde
FUr die Stadt Zurich:
Amt fur Zusatzleistungen zur AHV/IV der Stact Zorich,
Amtshaus Werdplatz, Strassburgstrasse 9, 8036 Zurich
FUr die Stadt Winterthur:
Zusatzleistungen zur AHV/IV der Stadt Winterthur,
Pionierstrasse 5, 8403 Winterthur
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Berechnungsbeispiele

Alleinstehender EL-Beziiger zu Hause

Einnahmen

AHV-Rente CHF 14 220.-
Leistung der Pensionskasse CHF 3600~
Vermégensertrag CHF 105.—-
Vermdgensverzenr (1/10) CHF 1 500.—
Total CHF 19 425.-

EL-Beziiger zu Hause (Ehepaar)

Eihnahmen

AHV-Rente CHF 24 000 .-
Leistung der Pensionskasse CHF 5400 .-
Vermégensertrag CHF 160.—
Vermégensverzehnr (1/10) CHF 2 000.—
Total CHF 31 560.-

" Unterschiedliche Betrage in den Kantonen.

2 Der Betrag for die obligatorische Krankenversicherung (Krankenkassenpramie) wird direkt
der Krankenkasse Uberwiesen. Im vorliegenden Beispiel also 462 Franken pro Monat und
Person. Der Auszahlungsbetrag an den EL-BezOger belauft sich somit auf 1 037 Franken
(1 499 Franken abzuglich 462 Franken), bzw. 1 108 Franken (2 032 Franken abzuglich 924
Franken) fur das Ehepaar.

14
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Alleinstehender EL-Beziiger (im Heim)

Ausgaben

Heimtaxe (365 x 120 Franken) CHF 43 800 -
personliche Auslagen' CHF 4 200 -
Krankenkassenoramien' CHF 5544 -
Total CHF 53 544 -
Einnahmen

AHV-Rente CHF 14 220 -
Leistung der Pensionskasse CHF 7 200 -
Vermbgensertrag CHF 90 -
Vermé&gensverzehr (1/5)' CHF 1 500 -
Total CHF 23010 -
Ergdnzungsleistungen

Ausgaben CHF 53 544 -
abzlglich Einnahmen - CHF 23 010.-
jahrliche EL CHF 30 534 -
monatliche EL? CHF 2 545 -

" Unterschiedliche Betrage in den Kantonen.

2 Der Betrag fur die obligatorische Krankenversicherung (Krankenkassenpramie) wird di-
rekt der Krankenkasse Uberwiesen. Im vorliegenden Beispiel also 462 Franken pro Mo-
nat. Der Auszahlungsbetrag an den EL-Beziger belauft sich somit auf 2 083 Franken
{2 545 Franken abzuglich 462 Franken).
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Auskiinfte und weitere .,
Informationen AHV'. 1V

Dieses Merkblatt vermittelt nur eine Ubersicht. Fur die Beurteilung
von Einzelfallen sinc ausschliesslich die gesetzlichen Bestimmungen
massgebend. Die Ausgleichskassen und ihre Zweigstellen geben gerne
Auskunft. Ein Verzeichnis aller Ausgleichskassen finden Sie unter
www.ahv-iv.ch.

Die Zivilstandshezeichnungen haben auch die folgende Bedeutung:
e Ehe/Heirat: eingetragene Partnerschatt
e Scheidung: gerichtliche Auflésung cer Partnerschaft

e Verwitwung: Tod des eingetragenen Partners / der eingetragenen
Partrnerin

Herausgegeben von der Informationsstelle AHV/IV in Zusammenarbeit
mit dem Buncesamt fir Sozialversicherungen.

Ausgabe November 2023. Auch auszugsweiser Abdruck ist nur mit
schriftlicher Einwilligung der Infermationsstelle AHV/IV erlaubt.

Dieses Merkblatt kann bel den Ausgleichskassen und deren Zweig-
stellen sowie den IV-Stellen bezogen wercen. Bestellnummer 5.01/d.
Es ist ebenfalls unter www.anv-iv.ch verfugbar.

Ok 0
Bk VWeitere Informationen, Publikationen und Erklarvideos.
El5RS 5.01-24/01-D
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Merkblatt Nr. 5.02 — Ihr Recht auf Ergdnzungsleistungen zur AHV und IV

AHV".'IV

Ilhr Recht auf
Erganzungsleistungen
zur AHV und IV

Stand am 1. Januar 2024
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Auf einen Blick

Die Erganzungsleistungen zur AHV und IV helfen ceort, wo die Renten und
das Einkommen nicht die minimalen Lebenskosten decken. Auf sie bestent
ein rechtlicher Anspruch. Zusammen mit der AHV und IV gehoren die
Erganzungsleistungen (EL) zum sozialen Fundament unseres Staates.

Auf den folgenden Seiten kénnen Sie provisorisch ausrechren, ob Sie
Anspruch auf Erganzungsleistungen haben. Sind die Ausgaben hdher
als die Einnahmen oder Uberschreiten cie Einnanmen die Ausgaben nur
knapp, so konnte ein Anspruch auf Erganzungsleistungen bestehen, sefern
lhr Vermoagen nicht mehr als 100 000 Franken (alleinstehende Person) bzw.
200 000 Franken (Ehepaar) betragt.

Diese Berechnungstabelle gilt nur fur Versicherte, die zu Hause wohnen.
For Auslanderinnen und Auslander bestehen allerdings Karenzfristen
(vgl. Merkblatt 5.07 — Ergdnzungsieistungen zur AHV und V). Wenden
Sie sich bitte an die Heimleitung, wenn Sie in einem Heim wehnen. Diese
kann Sie Uber die Erganzungsleistungen informieren. Wenn Sie als Enepaar
Kinderrenten beziehen oder Witwe resp. Witwer mit Waisen sinc, kénnen
Sie sich an cie Zweigstelle Ihres Wohnortes wenden.

Ein Anspruch auf Erganzungsleistungen kann fruhestens mit Einreichen des
offiziellen Antragsformulars entstenen.

Erklarvideos

Erfahren Sie in wenigen Minuten einfach erklart, wie Sie Ergénzungsleis-
tungen beantragen kénnen:

e Erganzungsleistungen fur Personen zuhause: www.ahv-iv.ch/rieizuhause

e Erganzungsleistungen fUr Personen im Heim: www.ahv-iv.ch/r/elimheim
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So kommen Sie zu lhrem Recht

Berechnen Sie lhren Anspruch online mit dem EL-Rechner
Mit dem EL-Rechner berechnen Sie lhren Anspruch auf Erganzungsleistun-
gen schnell und einfach online: www ahv-iv.chirielrechner

Die Berechnung erfolgt anonym. Ihre Daten werden nicht gespeichert. Die
Berechinung ist eine proviserische Schatzung und basiert auf einem ver-
einfachten Berechnungsverfanren. Sie gilt nicht als Anmeldung, ist unver-
bindlich und stellt keinen Rechtsanspruch car. Die Berechnung gilt nur fur
Personen, cie zuhause wehnen. Wenden Sie sich an die Heimleitung, wenn
Sie in einem Heim wohnen. Diese kann Sie Uber die Erganzungsleistungen
informieren.

Berechnen Sie lhren Anspruch mit dem Berechnungsblatt

Sind bei Inrer provisorischen Berechnung die Ausgaben hoher als die Ein-
nehmen, oder Uberschreiten die Einnahmen die Ausgaben leicht? Dann
sollten Sie sich fUr die Erganzungsleistungen anmelden. Die Zweigstelle
lhres Wohnortes hilft Ihnen beim Ausfillen ces EL-Anmeldeformulars. Sie
konnen das Berechnungsblatt auch Ihrer kantonalen Ausgleichskasse schi-
cken. Sie wird Ihnen ein EL-Anmeldeformular zustellen.

Ausnahmen bilden felgende Kantone:

Kanton Einreichungsstelle

BS Amt fir Sozialbeitrage Basel-Stadt,
Grenzacherstrasse 62, Postfach, 4005 Basel
GE Service des prestations complémentaires (SPC),
route de Chéne 54, case postale 6375, 1211 Genéve 6
ZH  Zusatzleistungsstelle der Wohnsitzgemeinde
FUr die Stadt Zurich:
Amt fur Zusatzleistungen zur AHV/IV der Stact Zorich,
Amtshaus Werdplatz, Strassburgstrasse 9, 8036 Zurich
FUr die Stadt Winterthur:
Zusatzleistungen zur AHV/IV der Stadt Winterthur,
Pionierstrasse 5, Postfach, 8403 Winterthur
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Provisorische Berechnung der Erganzungsleistungen
(fur Heimbewohner nicht anwendbar)

Jahrliche Einnahmen alle Betrage in CHF

* Der Freibetrag kann hachstens bis zum Wert der Liegenschaft nach Abzug der Hypothe-
karschulden bertcksichtigt werden.

** Der Freibetrag betragt 300 000 Franken, wenn die Person eine Hilflosenentschadigung
der AHV, IV, UV oder MV bezieht.

*#* Der Freibetrag betragt 300 000 Franken, wenn einer der Ehegatten, der die Liegenschaft
pewohnt, eine Hilflosenentschadigung der AHY, IV, UV oder MV bezieht, oder wenn der eine
Ehegatte die Liegenschaft bewohnt und der andere Ehegatte im Heim oder im Spital lebt.
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Jahrliche Ausgaben alle Betrage in CHF

* Die jahrlichen Hochstbetrage richten sich nach der Region, massgebenden Haushalts-
grosse und Wohnform. Weitere Informationen dazu finden Sie im Merkblatt 5.07 — Ergén-
zungsleistungen zur AHV und IV, Ziffer 3.
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Name/Vorname

Strasse

PLZ/Ort

Geburtsdatum

AHV-Nummer
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Maximalbetrage der Krankenversicherung fiir 2024:
Setzen Sie lhre tatsiachliche Pramie ein, hochstens
aber den untenstehenden Betrag

Kantone mit einer Prdmienregion in CHF

Kantonhe mit zwei Prdmienregionen

Kantone mit drei Prémienregionen in CHF

Die aufgefuhrten Durchschnitispramien gelten nur for Erwachsene.
Die Durchschnittspramien for Kincer und Jugendliche finden Sie in der
Verordnung 831.309.1 des EDI (Uber die Durchschnittspramien 2024
der Krankenpflegeversicherung fur die Berechnung der Erganzungs-
leistungen und der Uberbruckungsleistungen fur altere Arbeitslose:
www.fedlex.admin.chielilcc/2022/613/de

Die Liste der Pramienregionen nach Gemeinde ist auf der Website
www.priminfo.ch erhaltlich.
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Auskiinfte und weitere .'
Informationen AHV'. v

Dieses Merkblatt vermittelt nur eine Ubersicht. Fur die Beurteilung
von Einzelfallen sind ausschliesslich die gesetzlichen Bestimmungen
massgebend. Die Ausgleichskassen und ihre Zweigstellen geben gerne
Auskunft. Ein Verzeichnis aller Ausgleichskassen finden Sie unter
www.ahv-iv.ch.

Die Zivilstandsbezeichnungen haben auch die folgende Bedeuiung:
e Ehe/Heirat: eingetragene Partnerschaft

e Scheidung: gerichtliche Auflésung cer Partnerschaft

e Verwitwung: Tod des eingetragenen Partners / der eingetragenen
Partnerin

Herausgegeben von der Informationsstelle AHV/IV in Zusammenarbeit
mit dem Buncesamt fir Sozialversicherungen.

Ausgabe November 2023. Auch auszugsweiser Abdruck ist nur mit
schriftlicher Einwilligung der Infermationsstelle AHV/IV erlaubt.

Dieses Merkblatt kann bel den Ausgleichskassen und deren Zweig-
stellen sowie den IV-5tellen bezogen werden. Bestellnummer 5.02/d.
Es ist ebenfalls unter www.anv-iv.ch verfugbar.

C: EJ Weitere Informationen, Publikationen und Erklarviceos.
EhEod 5.02-24/01-D
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Hilfsmittel der AHV

Stand am 1. Januar 2024
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Auf einen Blick

Sie haben Anspruch auf Hilfsmittel der AHV, wenn Sie in der Schweiz woh-
nen und das Referenzalter erreicht haben, die ganze Altersrente vorbezie-
hen oder Erganzungsleistungen bezienen.

Haben Sie vor dem Vorbezug der ganzen Altersrente bzw. vor dem Er-
reicnen des Referenzalters Hilfsmittel der IV oder einen Kostenbeitrag zu
deren Anschaffung ernalten, so haben Sie weiterhin Ansprucn auf diese
Leistungen, sclange cie Voraussetzungen der IV erfillt sind.

Anmeldung des Anspruchs

Wo muss ich den Anspruch auf Hilfsmittel anmelden?

Sie konnen den Anspruch auf Hilfsmittel mit dem Formular 009.007 -
Anmeldung Hilfsmittel der AHV pei der [V-Stelle des Wohnsitzkantens
anmelden.

Welche Hilfsmittel werden vergiitet?

Die AHYV (bernimmt ohne Ricksicht auf Einkormmen und Vermégen in der
Regel die Kosten fur folgende Hilfsmittel:

Hilfsmittel Kostenilbernahme  Haufigkeit
Perticken max. CHF 1 000.00 1 Jahr
Ort‘hopad\sche Mass- und 75 % vom Nettopreis 1 Jahr
Serienschuhe
Gesichtsepithesen 75 % vom Nettopreis 2 Jahre
Sprechthegeréfte iz 75 % vom Nettopreis 5 Jahre
Kehlkopfoperationen
; . Monaural CHF  630.00
Horgeréte Binaural CHF 123750  ~>Jafre
Luoenbrilen Monokulare CHF  590.00 5 Jahre
P Binokulare CHF  900.00
Fernrohrlupen- Monokulare CHF 1334.00 S Jahre
brillen Binokulare CHF 2 048.00
Rollstohle ohne Motor CHF  200.00 5 Jahre

Weitere Informationen zu den Hargeraten finden Sie im Merkblatt 3.07 -
Hdrgerdte der AHV.

Merkblatter und Formulare / Nr. 3.02 — Hilfsmittel der AHV



kesb

Kostenbeitrage im Rahmen von Erganzungs-
leistungen (EL)

Welche Kostenbeitrage erhalte ich, wenn ich EL
beziehe?

Haben Sie das Referenzalter erreicht, beziehen Sie eine ganze Altersrente
vor oder beziehen Sie Erganzungsleistungen und bendtigen Hilfsmittel,
Uberpruft die zustandige Stelle, ob die AHY im Rahmen der Erganzungs-
leistungen auch jenen Kestenanteil Ubernimmt, den Sie selbst bezahlen
mussten. Im Rahmen der Erganzungsleistungen kénnen weitere Hilfsmittel
sowie gewisse Pflege- und Behandlungsgerate finanziert oder leihweise
abgegeben werden.

Abgabe und Finanzierung durch die Pro Senectute

Wann kann ich mich an die Pro Senectute wenden?

Wenn Sie das Referenzalter erreicht haben oder eine ganze Altersrente
vorbezienen und keinen Anspruch auf Hilfsmittel cer AHV bzw. im Rah-
men von Erganzungsleistungen haben, kénnen Sie sich auch an die Pro
Senectute wenden. Die Pro Senectute ist die grosste Fach- und Dienstleis-
tungsorganisation der Schweiz im Dienste alterer Menschen. Sie gewanrt
erganzende Beitrage oder gibt selbst Hilfsmittel oder Hilfsgerate leihweise
ab. Auf diese Leistungen besteht jedoch kein Rechtsanspruch.

Machten Sie solche Leistungen beziehen? Wencen Sie sich bel Interesse
an die Beratungsstelle der Pro Senectute in [hrer Nahe. Die Geschafts- und
Fachstelle teilt Innen die Adresse auf Anfrage gerne mit:

Pro Senectute Schweiz
Lavaterstrasse 60
Postfach

8027 Zurich

Tel. 044 283 89 89
info@prosenectute.ch
Wwwwi prosenectute.ch
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Auskiinfte und weitere .'
Informationen AHV'. 1V

Dieses Merkblatt vermittelt nur eine Ubersicht. Fur die Beurteilung
von Einzelfallen sinc ausschliesslich die gesetzlichen Bestimmungen
massgebend. Die Ausgleichskassen und ihre Zweigstellen geben gerne
Auskunft. Ein Verzeichnis aller Ausgleichskassen finden Sie unter
www.ahv-iv.ch.

Herausgegeben von der Informationsstelle AHV/IV in Zusammenarbeit
mit dem Bundesamt fur Sezialversicherungen.

Ausgabe Dezember 2023. Auch auszugsweiser Abdruck ist nur mit
schriftlicher Einwilligung der Informationsstelle AHV/IV erlaubt.

Dieses Merkblatt kann bel den Ausgleichskassen und deren Zweig-
stellen sowie den IV-5tellen bezogen werden. Bestellnummer 3.02/d.
Es ist ebenfalls unter www.ahv-fv.ch verfugbar.

[ EJ Weitere Informationen, Publikationen und Erklérvideos.

=P 3.02-24/01-D
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AHV".'IV

Hilflosenentschidigungen
der IV

Stand am 1. Januar 2024
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Auf einen Blick

Die Hilflosenentschadigung soll Menschen mit einer Behinderung eine
unabhéangige Lebensfuhrung ermaglichen. Sie deckt die Kesten von versi-
cherten Personen, die wegen einer gesundheitlichen Beeintrachtigung fir
alltagliche Lebensverrichtungen bzw. um soziale Kontakte zu pflegen, die
Hilfe Dritter bendtigen oder auf lebenspraktische Begleitung angewiesen
sind. Die Héhe der Leistung héangt vom Grad der Hilflosigkeit und davon
ab, ob die versicherte Parson in einermn Heim oder zu Hause wohnt.

Dieses Merkblatt informiert versicherte Personen Uber Anspruch und Hohe
der Hilflosenentschadigung.

Anspruch auf Hilflosenentschadigung

Wann gilt eine Person als hilflos?

Eine Perscn gilt als hilflos, wenn sie wegen der Beeintrachtigung der Ge-
sundheit fur alltagliche Lebensverrichtungen {(Ankleiden, Auskleicen, Auf-
stehen, Absitzen, Essen usw.) dauernd cer Hilfe Dritter oder der persanli-
chen Uberwachung bedarf.

Als hilfles gelten auch volljahrige Versicherte, die zu Hause leben und

dauernd auf lebenspraktische Begleitung angewiesen sind. Das heisst, die

Person ist aufgrund der gesuncheitlichen Beeintrachtigung

e nichtinder Lage, ohne die Begleitung einer Drittperson selbstandig zu
wohnen,

e fir Verrichtungen und Keontakte ausserhalb der Wohnung auf die
Begleitung einer Drittperson angewiesen, oder

e ernsthaft gefahrdet, sich cauernd von der Aussenwelt zu isolieren.

Ist nur cie psychische Gesundheit beeintrachtigt, so muss in diesen Fallen
fUr die Annahme einer Hilflosigkeit ein Anspruch auf eine Rente gegeben
sein.

Versicherte mit einer schweren Sinnesschadigung kénnen auch Anspruch
auf Hilflosenentschadigung haben.
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Wann habe ich Anspruch auf eine Hilflosen-
entschidigung?
Sie mussen folgende Voraussetzungen fur den Anspruch auf eine Hilf-
losenentschadigung erflllen:
* Sie sind versichert und haben lhren Wohnsitz in der Schweiz.
e Sie haben eine schwere, mittelschwere oder leichte Hilflosigkeit.

* Sie nhaben keinen Anspruch auf eine Hilflosenentschacigung der
obligaterischen Unfallversicherung oder der Militarversicherung.

Wann beginnt und endet der Anspruch?

Der Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung entsteht frihestens nach
Ablauf der einjghrigen Wartezeit.

Der Anspruch erlischt, wenn Sie cie Voraussetzungen nicht mehr erfullen.
Wenn Sie eine ganze AHV-Rente vorbeziehen ocer das Referenzalter der
AHYV erreichen, erlischt der Anspruch auf cie Hilflosenentschadigung der
IV. Eine Hilflosenentschadigung mindestens in gleicher Hone wird Ihnen
von der AHV ausgerichtet, sofern die Hilflosigkeit weiterbestent. Der An-
spruch erlischt ebenfalls mit dem Tod des Berechtigten.

Mehr Informationen zur Hilflosenenischadigung der AHV finden Sie im
Merkblatt 3.01 — Altersrenten und Hilflosenentschadigungen der AHV.

Wann beginnt die Auszahlung?

Melden Sie sich mehr als ein Jahr nach Entstehen des Anspruches an, so
wird die Hilflosenentschadigung héchstens fur die zwdlf der Anmelcung
zum Leistungsbezug vorangegangenen Maonate ausgericntet.

Wie hoch ist die Hilflosenentschadigung?

Die monatliche Hilflosenentschadigung ist unterschiedlich hoch, je nach-
dem, ob Sie im Heim (mehr als 15 Tage pro Monat) oder im eigenen
Zuhause wohnen:

Hilflosigkeit im Heim im eigenen Zuhause

CHF pro Monat CHF pro Monat
leichten Grades 123 490
mittleren Grades 306 1225
schweren Graces 490 1960

Die Hilflosenentschadigung ist von Ihrem Einkommen und Vermégen un-
abhangig.
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Wenn Sie eine ganze AHV-Rente vorbeziehen oder das Referenzalter der
AHV erreichen, wird eine Hilflosenentschadigung cer AHY mincestens im
bisherigen Betrag weitergewahrt (Besitzstanc).

Wann wird die Hilflosenentschiadigung sistiert?

Die Hilflosenentschadigung wird fur jeden vellen Kalendermonat sis-
tlert, den Sie in einer Heilanstalt verbringen, oder wenn Sie sich mehr als
24 Tage in einer Institution zur Durchflinrung von Eingliederungsmassnah-
men aufhalten.

Minderjahrige Versicherte

Wann hat mein Kind Anspruch auf eine
Hilflosenentschiadigung?

Minderjahrige Personen konnen ebenfalls eine Hilflosenentschacigung er-
halten. Im ersten Lebensjahr entstent der Anspruch, sebhald voraussichtlich
wahrenc mehr als zwélf Monaten eine Hilflosigkeit bestent. Ein Anspruch
auf eine Hilflosenentschadigung besteht flr die Tage an cenen Ihr Kind:

¢ 7U Hause Ubernachtet oder

* sich in einermn Heim aufhalt, sofern Sie die Kosten fur den Heimaufent-
halt selber tragen.

Der Anspruch entfallt fur jeden vollen Kalendermonat, den Ihr Kind in einer
Heilanstalt verbringt, es sei denn, die Hellanstalt bestatigt, dass lhre An-
wesenheit bei lhrem Kind erferderlich ist. FUr Tage in einer Institution zur
DurchfUhrung von Eingliederungsmassnahmen besteht kein Anspruch auf
Hilflosenentschadigung.

Die Haohe der Hilflosenentschadigung wird pro Tag berechnet:

Hilflosigkeit CHF pro Tag CHF pro Monat
leichten Grades 16.35 490.00
mittleren Grades 40.85 1225.00
schweren Grades 65.35 1 960.00
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Wann hat mein Kind Anspruch auf einen
Intensivpflegezuschlag?

Wenn Ihr Kind im Tagesdurchschnitt eine zusatzliche Betreuung von min-
destens vier Stunden bendtigt, hat es unter gewissen Voraussetzungen An-
spruch auf einen Intensivpflegezuschlag.

Der Intensivpflegezuschlag fur Minderjanrige richtet sich nach dem Betreu-
ungsaufwand, der im Vergleich zu einem gleichaltrigen, nicht behincerten
Kind erferderlich ist.

Betreuungsaufwand Intensivpflegezuschlag

CHF pro Tag CHF pro Monat
mincestens 4 Stunden 32.65 880.00
mindestens & Stunden 5715 1 715.00
mincdestens 8 Stunden 81.65 2 450.00

Der Intensivpflegezuschlag wird nur fir cie Tage bezahlt, an denen Ihr Kind
Anspruch auf eine Hilflosenentschadigung hat.

Assistenzbeitrag

Wann kann ich einen Assistenzbeitrag beantragen?

Wenn Sie eine Hilflosenentschadigung beziehen unc zu Hause leben oder
zu Hause leben méchten, kénnen Sie einen Assistenzbeitrag beantragen.

Bitte beachten Sie dazu die weiteren Informationen im Merkblatt 4.74 —
Assistenzbaitrag der IV.

Betreuungsgutschriften
Wann hat die Person, die mich betreut, Anspruch auf
Betreuungsgutschriften?

Die Person, die ein Familienmitglied betreut, das eine Hilflosenentschadi-
gung bezieht, kann Anspruch auf Betreuungsgutscnriften haben.

Bitte beachten Sie dazu die weiteren Informationen im Merkblatt 1.03 —
Betreuungsgutschriften.
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Dieses Merkblatt vermittelt nur eine Ubersicht. FUr die Beurteilung von
Einzelféllen sind ausschliesslich die gesetzlichen Bestimmungen mass-
gebend. Die IV-Stellen, cie Ausgleichskassen und ihre Zweigstellen
geben gerne Auskunft. Ein Verzeichnis aller Ansprechpartner finden
Sie unter www.ahv-iv.ch.

Herausgegeben von der Informationsstelle AHV/IV in Zusammenarbeit
mit dem Bundesamt fur Sezialversicherungen.

Ausgabe November 2023, Auch auszugsweiser Abdruck ist nur mit
schriftlicher Einwilligung der Informationsstelle AHV/IV erlaubt.

Dieses Merkblatt kann bel den Ausgleichskassen und deren Zweig-
stellen sowie den IV-Stellen bezogen werden. Bestellnummer 4.13/d.
Es ist ebenfalls unter www.ahv-fv.ch verfugbar.

¥ Weitere Informationen, Publikationen und Erkl&rvideos.
i 4.13-24/01-D

kesb

Merkblatter und Formulare / Nr. 4.13 - Hiflosenentschadigung der IV



	Allgemeine Informationen
	Wohnsituation
	Finanzen
	Ende eines Beistandsmandates
	Merkblätter und Formulare
	Allgemeine Informationen
	Voraussetzungen für eine Beistandschaft
	Arten und Wirkungen von Beistandschaften
	Aufgaben einer Beistandsperson
	Personensorge
	Vermögenssorge
	Rechtsverkehr
	Sorgfalts- und Verschwiegenheitspflicht
	Zeugnisverweigerungsrecht
	Höchstpersönliche Rechte der betreuten Person
	Rechtsschutz der betreuten Person
	Versicherung der privaten Beistandspersonen
	Beziehungspflege und Kontakte mit der betreuten Person
	Kosten bei Erwachsenenschutzmassnahmen
	Gesetzliche Vertretungsrechte der Angehörigen

	Wohnsituation
	Zivilrechtlicher Wohnsitz
	Wohnortwechsel
	Wohnungskündigung
	Haushaltsauflösung
	Heimeintritt / Heimbewohnende
	Pflegefinanzierung / KVG
	Finanzierung der Pension
	Zuhause lebende betroffene Personen (volljährige Kinder)

	Finanzen
	Ergänzungsleistungen zur AHV und IV
	Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten bei Ergänzungsleistungen
	Hilflosenentschädigung
	Steuern
	Schulden
	Betreibungen
	Freiwillige Schulden- und Budgetberatungen
	Anlagestrategie
	Institutionen und Stiftungen zur finanziellen Unterstützung
	Zustimmungsbedürftige Geschäfte
	Richtlinien betreffend zustimmungsbedürftige Geschäfte im Zusammenhang mit Grundstücken
	Spezialfälle Grundstücke in Erbmasse
	Einkommens- und Vermögensverwaltung
	Formular für Kapitalbezug
	Inventar
	Ordentlicher Bericht
	Rechnungsablage
	Rechnungsblage mit Bareinzahlungen

	Ende eines Beistandsmandates
	Ende eines gesetzlichen Auftrags
	Übertragung an eine andere KESB
	Aufhebung der Beistandschaft
	Wechsel der Beistandsperson
	Todesfall
	Adressen Amtsnotariat und Bestattungsämter
	Aufbewahrungsfristen der Akten

	Merkblätter und Formulare
	Links
	Richtlinien für die Entschädigung der privaten Beistandspersonen
	Onlinebezug Formulare und Hilfsmittel der KESB Rheintal
	Fragebogen zum Vermögensinventar
	Beistandschaftsbericht und Rechnung
	Muster Budget
	Muster Dienstleistungs-und Unterkunftsauflistung
	Verordnung über die Vermögensverwaltung im Rahmen einer Beistandschaft oder Vormundschaft (VBVV)
	Merkblatt Nr. 5.01 – Ergänzungsleistungen zur AHV und IV
	Merkblatt Nr. 5.02 – Ihr Recht auf Ergänzungsleistungen zur AHV und IV
	Merkblatt Nr. 3.02 – Hilfsmittel der AHV
	Merkblatt Nr. 4.13 – Hilflosenentschädigungen der IV


